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- Beschlusskammer  5  - 

Beschluss  
in  dem  Verwaltungsverfahren  

BK5-21/016  

der  Deutschen  Post  E-POST  Solutions GmbH,  Moltkestraße 14,  53173  Bonn,  vertreten  
durch die Geschäftsführung,   

–  Antragstellerin  –  

Bundesverband  Briefdienste e.V.,  vertreten  durch  den  Vorstand,   
Karmeliterweg  9,  13465  Berlin 

–  Beigeladener  –  

Verfahrensbevollmächtigte:  Rechtsanwälte Damm  &  Mann,  
Ballindamm  1, 2 0095  Hamburg 

Entgeltgenehmigung  für  die  Postdienstleistung  „E-POST  Brief   

mit  klassischer  Zustellung“ 

hat  die  Beschlusskammer  5  der  Bundesnetzagentur  für  Elektrizität,  Gas,  Telekommunikation,  
Post  und  Eisenbahnen,  Tulpenfeld  4,  53113  Bonn  

durch  

den Beisitzer  Martin Balzer  als Vorsitzender  

die  Beisitzerin  Stephanie  Willemsen  

den Beisitzer  Jens Meyerding  
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am  30.11.2021  beschlossen:   

1. 	 Die  Entgelte für  die  Postdienstleistung „E-POST Brief  mit  klassischer  Zustellung“  werden 
für  die  Beförderung von  Briefsendungen  bis  1.000  Gramm  nach  Maßgabe  der  dem  Ent-
geltantrag  als  Anlage  beigefügten  Leistungsbeschreibung  sowie der  Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen  wie  folgt  genehmigt:  

a)  Standardbrief  0,46  €   
b)  Kompaktbrief  0,63  €   
c)  Großbrief   1,06  €   
d)  Maxibrief   2,21  €   

2. 	 Die  Entgelte werden  für  den  Zeitraum  vom  01.01.2022  bis 31.12.2022  genehmigt.  

3. 	 Die  Beschlusskammer  behält  sich den  Widerruf  der  Genehmigung für  den  Fall v or,  dass 
sich die  Entgelte  oder  Kosten für  zur  Erbringung  der  genehmigten  Dienstleistung  in An-
spruch  genommene  Leistungen anderer  konzernangehöriger  Unternehmen  nach Be-
schlussfassung  ändern  oder  solche  Entgelte  auf  Grund  nachträglich  eingetretener  Tatsa-
chen  abgeändert  oder  Rabatte  untersagt w erden.  
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Gründe  

I.  

Die  Antragstellerin  ist  eine  Tochtergesellschaft  der  Deutschen  Post  AG  (DP  AG)  und  Inhabe-
rin  einer  Lizenz  für  die  Beförderung  von  Briefsendungen  bis 1.000 Gramm.  

Bestandteil d er  Dienstleistung  „E-POST Brief m it  klassischer  Zustellung“  ist  neben  der  Ferti-
gung  von  Briefsendungen  auf  der  Grundlage von  elektronisch übermittelten Daten  die  Beför-
derung  der  Briefsendungen  zum  Empfänger.  

Aufgrund  der  zum  31.12.2021  ablaufenden  Geltungsdauer  der  zuletzt  mit  Beschluss BK5-
21/005  vom  23.04.2021 genehmigten  Entgelte  hat  die Antragstellerin mit  Schreiben  vom  
22.09.2021  einen  Folgeantrag  für  Entgelte der  Postdienstleistung  „E-POST  Brief  mit  klassi-
scher  Zustellung“  gestellt.   

Der  Konzern Deutsche Post  DHL bietet S ervices für  die hybride  Übertragung von  Mitteilun-
gen  vom  Absender  an  den Empfänger  an, d ie unter  der  Bezeichnung  „E-POST“  vermarktet  
werden.  

Die  wesentliche  Servicevariante stellt  der  „E-POST  Brief  mit  klassischer  Zustellung“  dar,  bei  
dem  die  Übermittlung  einer  schriftlichen Mitteilung  vom  Absender  zum  Empfänger  teilweise 
elektronisch und  teilweise  physisch  – also  als  Briefsendung  –   erfolgt. A nbieter  dieses  Ser-
vice  ist  die Antragstellerin.  Das  Angebot r ichtet si ch  an  Privat- und  Geschäftskunden.  

Bei  dieser  Servicevariante  werden  die vom  Absender  an  entsprechende  Zugangskanäle  (E- 
POST-Portale,  E-POSTBUSINESS B OX  oder  andere  Zugangskanäle)  übermittelten  elektro-
nischen  Mitteilungen  von  der  Antragstellerin  oder  einem  von  ihr  beauftragten  Dienstleister  
ausgedruckt,  gefalzt,  kuvertiert  und  mit  der  für  die  physische Briefbeförderung  durch  die  DP  
AG  notwendigen Freimachung versehen.  

Die  von bzw.  im  Auftrag  der  Antragstellerin  produzierten  Briefsendungen  werden  anschlie-
ßend  einem  Dienstleister  zur  Einlieferung  bei  der  DP  AG  übergeben.  Dieser  Dienstleister,  die  
Deutsche  Post  InHaus Services GmbH  (DP  IHS),  konsolidiert  die  eingelieferten  Briefsendun-
gen  und liefert si e  als Teilleistungssendungen  in  die  Briefzentren  der  DP  AG  ein.  Die  DP  IHS  
reicht  den  ihr  von der  DP  AG  gewährten  Teilleistungsrabatt  an  die Antragstellerin weiter.  Die  
Antragstellerin  zahlt  im  Gegenzug  an  die  DP  IHS  eine  Vergütung  für  die teilleistungskonfor-
me Aufbereitung  der  Briefsendungen  und  deren  Einlieferung in Briefzentren  der  DP  AG  (sog.  
„handling  fee“).  

Die  hier  beantragten  Entgelte  betreffen  jeweils nur  den  Teil de r  von  der  Antragstellerin  ange-
botenen Dienstleistung,  der  auf  die physische  Beförderung  von  lizenzpflichtigen  Briefsen-
dungen  gerichtet  ist.  Sie  stellen  damit ni cht  die  insgesamt  dem  Kunden  in  Rechnung  gestell-
ten Entgelte dar.   

Entgelte  für  die  verfahrensgegenständlichen  Leistungen wurden  bereits mit  Beschlüssen   

•  BK5b-09/103  vom  03.02.2010,   

•  BK5b-10/015  vom  30.06.2010,   

•  BK5b-12/017  vom  15.06.2012,   
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•  BK5b-12/038  vom  05.12.2012,   

•  BK5b-13/059  vom  20.12.2013,   

•  BK5-14/032 vom  28.11.2014,   

•  BK5-15/032 vom  18.12.2015,   

•  BK5-16/029 vom  14.12.2016,   

•  BK5-17/048 vom  30.11.2017,   

•  BK5-18/018 vom  29.11.2018,  

•  BK5-19/025 vom  06.11.2019 und  

•  BK5-21/005 vom  23.04.2021 genehmigt.  

Die  Dienstleistung „E-POST  Brief  mit  klassischer  Zustellung“  beinhaltet  - je  nach Zugangsva-
riante  standardmäßig  oder  optional –  die  Erzeugung  und  falls möglich auch  die Übersendung  
einer  sog.  „digitalen  Kopie“  an  den  Empfänger  der  Briefsendung.  Die  Antragstellerin  erhält  
aber  keine  sog. „ Reichweitenvergütung“,  die  damit  auch  nicht  Gegenstand  der  Entgeltkalku-
lation  ist.  

Die  Antragstellerin  beantragt:  

1. 	 Für  die  Beförderung  von Briefsendungen  bis  1.000  Gramm  werden  nach Maßgabe  der  
dem  Entgeltgenehmigungsantrag  als Anlage  beigefügten  Allgemeinen  Geschäftsbedin-
gungen  folgende  Entgelte  genehmigt:  

- Standardbrief  0,46 €   
- Kompaktbrief  0,63 €   
- Großbrief  1,06 €   
- Maxibrief  2,21 €   

2. 	 Die  Wirksamkeit  der  Genehmigung  beginnt  am  01.01.2022  und endet  am  31.12.2022.  

Der  Beigeladene  weist  mit  Schreiben  vom  25.10.2021  darauf  hin, d ass  er  –  da  der  Antrag 
und die  Kalkulationsgrundlagen  denen,  aus vergangenen  Verfahren  entsprächen  –  an  seinen  
grundsätzlichen  Beanstandungen  festhalte.  Nach  seiner  Ansicht  könnte der  Antrag  deshalb 
unbegründet  sein, w eil  die  Antragstellerin  laut  Anlage  7,  zweite  Seite ihrer  Kalkulation  „die  ab  
dem  1.1.2021  gültigen  Rabattsätze  für  Teilleistungen“  zugrunde gelegt  habe.  Auch  für  den  
Fall,  dass  dies  auf  einem  redaktionellen Versehen  beruht  habe,  hält e r  den  Antrag  wegen  
des Vorliegens einer  missbräuchlichen  Preis-Kosten-Schere  (PKS)  für  unbegründet.  PKS  
lägen  sowohl i m  Verhältnis  zwischen  den zur  Genehmigung  gestellten  Entgelten  und  den der  
Kalkulation  zugrunde gelegten  Entgelten  der  DP  IHS  und zum  anderen im  Verhältnis zwi-
schen  den  Entgelten  der  DP  IHS  und  den Teilleistungsentgelten  der  DP  AG  vor.  

Antragstellerin  und  DP  IHS  erbrächten ihre Leistungen  gegenüber  Endkunden  und  nähmen  
dafür  Zugangsleistungen  nach  §  28  PostG  in  Anspruch.  Die  Spannen  zwischen  Endkun-
denentgelten  und  Vorleistungsentgelten  reichten  nicht  aus,  um  einem  hinreichend  effizienten  
Unternehmen  (REO)  die Erzielung  einer  angemessenen Gewinnmarge  auf  dessen  Anteil a n  
der  Wertschöpfung zu  ermöglichen.  Eine PKS  könne  nach Ansicht  des  Beigeladenen auch  
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dann  vorliegen, w enn der  hinreichend  effiziente Wettbewerber  Verluste  aus der  Inanspruch-
nahme von  Vorleistungen  des marktbeherrschenden  Unternehmens  mit  Gewinnen aus eige-
nen Zustellleistungen  kompensieren  kann.  Die  Feststellung  einer  PKS  müsse  auf  der  
Rechtsfolgenseite  zu  einer  Erhöhung  der  jeweiligen  Endkundenentgelte  von  der  Antragstelle-
rin  und  der  DP  IHS  führen.  Eine  denkbare  Absenkung der  Teilleistungsentgelte  für  Wettbe-
werber  (Konsolidierer)  würde  demgegenüber  zu  einer  missbräuchlichen  Behinderung  solcher  
Wettbewerber  führen,  die  keine  Vorleistungen  von  DP A G  oder  DP  IHS  in  Anspruch  nähmen  
oder  diese  nur  komplementär  zu den selbst  erbrachten  Zustellleistungen  nutzten.  

Zusätzlich  zu  den  Endkundenentgelten  der  Antragstellerin und  der  DP  IHS  müssten  auch die  
Teilleistungsentgelte  der  DP  AG  angehoben  werden.  Die  Erhöhung  sei  geboten, d a  die Ent-
gelte  für  Teilleistungen  nicht  entsprechend  der  Planung  für  die  Basisprodukte  angehoben  
werden sollen.  Dies könne zu  einer  Kostenunterdeckung der  Teilleistungsentgelte,  zu einer  
Diskriminierung der  Privatkunden  und  zur  Beeinträchtigung  der  Wettbewerbsmöglichkeiten  
im  Wege  eines Preisstrukturmissbrauchs führen.  Die  DP A G f inanziere  steigende  Kosten im  
Geschäftskundenbereich  durch  Preiserhöhungen  gegenüber  Privatkunden.  Dies sei  Wettbe-
werbern  nicht  möglich.  Dabei  sei  es unerheblich,  ob die  Teilleistungsentgelte  die Kosten  der  
effizienten  Leistungsbereitstellung  unterschritten.  Denn Wettbewerber  mit  eigener  Zustellinf-
rastruktur  würden nicht  an gleichbleibenden  Teilleistungsentgelten  partizipieren,  sondern  
müssten  Kostensteigerungen  selbst  kompensieren.  

Im  Nachgang  zur  mündlichen Verhandlung  hat  der  Beigeladene mit  Schreiben  vom  
09.11.2021  zur  PKS-Prüfung  Stellung  genommen. D a  es  maßgeblich darauf  ankäme,  dass  
die  Spanne zwischen  Vorleistungs- und  Endkundenentgelten  einem  hinreichend  effizienten  
Wettbewerber  eine  angemessene  Gewinnmarge auf  den  Eigenanteil a n  der  Wertschöpfung  
ermögliche, sei   es  für  die  Feststellung eines Abschlags  unerheblich,  ob  die  Endkundenent-
gelte  des marktbeherrschenden Unternehmens  die  KeL  unterschritten.   

Einer  PKS  könne  nur  durch Anhebung  der  Endkundenentgelte  abgeholfen  werden.  Dafür  
spreche  auch,  dass  der  Gesetzgeber  einen Großhandelsrabatt  habe  ausschließen  wollen.  
Es seien  alle  denkbaren  Konstellationen  inzident  zu  prüfen, w ie auch  die  Rechtmäßigkeit  der  
Teilleistungsentgelte  selbst.  

Für  die  Feststellung  einer  offenkundigen  PKS  sei  weder  die vorherige  Modellierung  eines 
hinreichend  effizienten Wettbewerbers noch  die Ermittlung  der  angemessenen  Gewinnmarge  
erforderlich. A usreichend  sei v ielmehr  die Feststellung, d ass  selbst  dem  erfolgreichsten  
Wettbewerber  kein  Gewinn  verbleibt  oder  sein  Gewinn  geringer  ist  als derjenige  des  markt-
beherrschenden  Unternehmens.  Denn das  Risiko  des Wettbewerbers  sei h öher  und  müsste  
sich in höheren  Gewinnen widerspiegeln,  um  dem  postgesetzlichen  Ziel de r  Schaffung  funk-
tionsfähigen  Wettbewerbs gerecht  zu  werden.  

Die  Beibehaltung  der  Teilleistungsentgelte durch die  DP  AG  diene  allein  der  Wettbewerbs-
schädigung,  was  sich auch daran  zeige,  dass  die Dialogpostentgelte zum  01.01.2022  ange-
hoben  würden,  obwohl si e  unter  einem  höheren  Substitutionsdruck als Transaktionspost  
stünden.  

Die  mit  Schreiben  vom  22.09.2021  beantragten  Entgelte  wurden nach  §  8  Abs.  2  PEntgV  im  
Amtsblatt  der  Bundesnetzagentur  Nr.  19/2021,  erschienen  am  13.10.2021,  als Mitteilung  Nr.  
275/2021  sowie  am 3 0.09.2021  auf  den  Internetseiten  der  Bundesnetzagentur  veröffentlicht.  
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Die  Beschlusskammer  hat  die  Entscheidungsfrist na ch  §  22  Abs.  2  Satz  2  PostG  mit  Schrei-
ben vom  29.09.2021  um  4  Wochen  verlängert.  

Eine  öffentliche  mündliche  Verhandlung  wurde  am  26.10.2021  durchgeführt.  Aufgrund  der  
anhaltenden  COVID-19-Pandemielage wurde die  mündliche  Verhandlung als Videokonfe-
renz  durchgeführt  (§  5  Abs.  5  PlanSiG).  

Das Bundeskartellamt  hat m it  Schreiben  vom  22.11.2021  das  Einvernehmen  über  die  vorlie-
gend  getroffene Abgrenzung  des relevanten  Marktes in  räumlicher  und  sachlicher  Hinsicht  
sowie  das Vorliegen  einer  marktbeherrschenden  Stellung  hergestellt.  Von  einer  Stellung-
nahme nach  §  48  Satz  2  PostG  hat da s  Bundeskartellamt a bgesehen.  

Wegen  der  weiteren  Einzelheiten  wird auf  den  Inhalt  der  Akten  Bezug  genommen.  
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II.   

Die  Entgelte werden  antragsgemäß genehmigt.  

Die  Entscheidung  findet  ihre  Rechtsgrundlage  in  §§ 46, 1 9, 20 ,  21  Abs. 1   Nr.  1,  Abs.  2 S.  2,  
Abs.  3  und 4,  22,  44  Satz  2 PostG,  §§  74  ff  TKG  1996,  §§  2,  3  PEntgV.  

1.  Zuständigkeit  und Verfahren 

Die  Zuständigkeit  der  Beschlusskammer  ergibt  sich  aus  §§  46  Abs.  1,  19,  21 Abs. 1  Nr.  1 
PostG.  

Die  Verfahrensvorschriften sind  gewahrt. D ie  beantragten  Entgelte wurden im  Amtsblatt  der  
Bundesnetzagentur  veröffentlicht  (§  8  Abs.  2 PEntgV). E ine  öffentliche mündliche Verhand-
lung  (§ 44  Satz  2  PostG  i.  V.  m. §   75  Abs.  3  TKG  1996)  hat  am  26.10.2021  stattgefunden.  
Die  öffentliche  mündliche  Verhandlung  fand  gem.  §  5 Abs.  5  PlanSiG  in Form e iner  Video-
konferenz  statt.  

Das Bundeskartellamt  erklärte mit  Schreiben  vom  22.11.2021  das  Einvernehmen  über  die  
Marktabgrenzung  und  die  marktbeherrschende Stellung  der  Antragstellerin  auf  dem  von  dem  
Regulierungsverfahren betroffenen  Markt.  

2.  Frist  

Gemäß  § 22  Abs.  2  PostG  entscheidet di e Regulierungsbehörde  über  einen Entgeltgeneh-
migungsantrag  innerhalb  von sechs Wochen  nach  Eingang  des Antrags.  Mit  Schreiben  vom  
20.09.2021  hat  die Beschlusskammer  von  der  Möglichkeit  der  4-wöchigen  Fristverlängerung  
gem.  § 22  Abs.  2  Satz  2  PostG G ebrauch  gemacht.  

Die  damit  insgesamt  10-wöchige Entscheidungsfrist  endet  im  vorliegenden  Fall g emäß  
§  31  Abs.  1  VwVfG  i.  V.  m.  §  188  Abs.  2,  1.  Alternative BGB  mit  Ablauf  des 01.12.2021,  wo-
bei d as für  den Anfang  der  Frist m aßgebende  Ereignis i.  S.  v.  § 187  Abs.  1  BGB  im  Eingang  
des Entgeltantrages bei  der  Beschlusskammer  am  22.09.2021  zu  sehen  ist.  

3.  Genehmigungsbedürftigkeit  der  Postdienstleistung  

Die  Entgelte unterliegen  der  Entgeltgenehmigungspflicht  nach  §  19  PostG.   

§  19  Satz  1 PostG  bestimmt, d ass  Entgelte,  die  ein Lizenznehmer  auf  einem  Markt  für  lizenz-
pflichtige  Postdienstleistungen  erhebt,  der  Genehmigung bedürfen,  wenn der  Lizenznehmer  
auf  dem  betreffenden  Markt  marktbeherrschend  ist.  

Die  Antragstellerin  ist  Lizenznehmerin i.  S.  v.§ 19  Satz  1 PostG.  Ihr  ist  aufgrund  der  Lizenz  
der  Bundesnetzagentur  für  Elektrizität, G as,  Telekommunikation, P ost  und  Eisenbahnen  vom  
14.05.2013  –  Lizenz  Nr.  3979 –  die Erlaubnis erteilt  worden,  im  Lizenzgebiet  der  Bundesre-
publik  Deutschland Briefsendungen  mit  einem  Einzelgewicht  von nicht  mehr  als 1.000  
Gramm i . S .  v.  § 5  Abs.  1  PostG  gewerbsmäßig  für  andere zu  befördern.  

Die  Dienstleistung „E-POST  Brief  mit  klassischer  Zustellung“  beinhaltet  unter  anderem  die  
gewerbsmäßige Beförderung  von  Briefsendungen,  deren  Einzelgewicht  1.000 Gramm  nicht  
überschreiten, u nd stellt  damit  eine  lizenzpflichtige  Postdienstleistung i.  S.  d.  § 5  Abs.  1  i. V .  
m.  § 4  Nr.  1a  PostG  dar.  
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Da  das Entgelt  auch  auf  Sendungsmengen  von  unter  50  Briefsendungen  Anwendung  finden  
soll,  greift  die  Befreiung  von  der  Entgeltgenehmigungspflicht  nach  §  19  Satz  2  PostG ni cht.  
Die  Dienstleistung unterliegt  bei v orliegender  Marktbeherrschung der  Ex-ante- Entgeltge-
nehmigungspflicht  gem.  §  19  Satz  1  PostG.  

Allerdings ist di e Genehmigungspflicht  auf  den  Teil de r  Leistung „E-POST Brief  mit  klassi-
scher  Zustellung“  beschränkt,  die  eine lizenzpflichtige  Postdienstleistung  i.  S.  d.  §  5  Abs.  1  
i. V. m.  §  4  Nr.  1a  PostG  darstellt.  Dies ist  nur  der  physische  Teil  der  Beförderung.  

Die  der  physischen  Beförderung vorgelagerten  weiteren  Stufen  der  Dienstleistung,  nämlich 
die  elektronische  Einlieferung  über  das  Online-Portal  oder  andere Zugangskanäle,  der  Druck  
sowie  die  postvorbereitenden Dienstleistungen,  stellen  demgegenüber  keine  der  Entgelt-
genehmigung  unterliegenden  Postdienstleistungen  dar.   

4.  Marktbeherrschende  Stellung  

Auf  dem  relevanten  Markt  für  das Produkt „ E-POST  Brief  mit  klassischer  Zustellung“,  dem  
bundesweiten  Markt  für  die Beförderung  lizenzpflichtiger  Briefsendungen  mit  einem  Einzel-
gewicht  von  bis zu  1.000  Gramm,  verfügt  die  Antragstellerin  gemäß  § 4  Nr.  6  PostG  i.  V.  m.  
§  18  Abs.  1  GWB  weiterhin über  eine  marktbeherrschende Stellung.  Sie  muss  sich  die  
marktbeherrschende  Stellung  ihrer  Muttergesellschaft  DP A G  zurechnen  lassen.  

4.1.  Marktabgrenzung  

Relevanter  Markt  ist  der  bundesweite  Markt  für  die  Beförderung  von  lizenzpflichtigen  Brief-
sendungen  bis 1.000  Gramm.   

4.1.1.  Sachlich  relevanter  Markt 

Die  Abgrenzung  des  relevanten  Marktes  erfolgt  nach dem  Bedarfsmarktkonzept.  Die  Markt-
macht  eines Unternehmens bestimmt  sich  nach  diesem  Konzept  anhand  des Ausmaßes der  
Ausweichmöglichkeiten  der  Marktgegenseite.  Danach gehören  solche  Dienstleistungen  zu  
einem  Markt,  die sich hinsichtlich ihrer  Eigenschaften, V erwendungszweck  und Preislage  so  
nahestehen,  dass  sie  aus  Sicht  eines  verständigen Nachfragers  als für  die  Deckung  seines  
bestimmten  Bedarfs gleichermaßen  geeignet a ngesehen werden  (vgl.  statt  vieler:  Bardong  in  
Langen/Bunte,  Kartellrecht  Kommentar  (Bd.  1),  13.  Aufl.  (2018),  §  18 GWB  Nr. 1 6  ff.).   

Eigene  Märkte können dabei n ur  solche  Waren  und  Leistungen  darstellen,  die  Gegenstand  
eines selbständigen  Angebots sind. T eile  einer  Gesamtleistung  stellen  grundsätzlich keine 
eigenen  Märkte  dar  (vgl.  ebenda).  

a.  Produkt  „E-POST  Brief  mit  klassischer  Zustellung“   

Bei  dem  Produkt  „E-POST Brief  mit  klassischer  Zustellung“  handelt  es  sich um  eine  hybride 
Briefbeförderungsleistung.  Der  Versender  liefert  die Sendung elektronisch bei d er  Antragstel-
lerin  ein.  Die Sendung  wird anschließend  gedruckt,  kuvertiert  und  frankiert u nd zur  Konsoli-
dierung  einem  Dienstleister  (ebenfalls einem  Tochterunternehmen  der  DP  AG)  übergeben.  
Der  Dienstleister  konsolidiert  die  Sendungen  mit a nderen  Briefen und  liefert  diese  als Teil-
leistungssendungen  bei  der  Muttergesellschaft  (DP  AG)  zur  Zustellung  ein.   

Die  angebotene  Dienstleistung  ist  ein kombiniertes Angebot  bestehend  aus Sendungs-
erstellung  und  Sendungsbeförderung  (Einlieferung  beim  konsolidierenden  Unternehmen  und  
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anschließende Zustellung).  Der  Versender  (Privat- oder  Geschäftskunde)  schließt  nur  einen  
einzigen  Vertrag über  die  Erbringung  der  integrierten  Dienstleistung  ab.   

Privatkunden  steht f ür  die  Übermittlung  der  Daten  an  die Antragstellerin ein  Onlineportal  
bzw.  eine  Internet-Applikation zur  Verfügung.  Geschäftskunden  werden  je nach  Größe  des 
Unternehmens und  Sendungsverhalten  verschiedene  IT-Lösungen  mit  entsprechenden  
Schnittstellen zur  Verfügung  gestellt.  Die  Einzelpreise für  die verschiedenen Varianten  des 
E-Postbriefs mit  klassischer  Zustellung  orientieren  sich dabei an   den Entgelten  der  entspre-
chenden  Standard-Briefprodukte,  die  bei d er  DP  AG  eingeliefert  werden.  

b.  Trennbarkeit  der  Leistung 

Bei  dem  vorliegenden  Antrag handelt  es sich  um  einen  Folgeantrag  (zuletzt  Beschluss  
BK5-21/005 vom  23.04.2021).   

Das Produkt  „E-POST  Brief  mit k lassischer  Zustellung“  stellt  - wie  auch die  vergleichbaren  
Angebote  der  Wettbewerber  - eine  integrierte Dienstleistung  dar,  die  dem N utzer  neben  dem  
Versand  von  Briefsendungen  weitere Dienstleistungen  bietet.  Hier  sind  beispielsweise  die 
Archivierung  von  Sendungen  in  einer  Cloud  sowie der  elektronische  Briefkasten  zu  nennen.  
Ein solcher  „One-Stop-Shop“  könnte  grundsätzlich  zu  Lock-in-Effekten  führen,  ist  aber  für  
den Bereich der  hybriden  Briefbeförderung  aufgrund  der  Trennbarkeit  der  Leistungen  weiter-
hin  zu  verneinen.  

Die  Kammer  geht  unverändert  davon aus, d ass die  Dienstleistung  „E-POST Brief  mit  klassi-
scher  Zustellung“  entlang  der  Wertschöpfungskette in die  Teile Sendungserstellung  und  
Sendungsbeförderung  trennbar  ist.  Zur  Sendungserstellung  zählt  die  elektronische  Daten-
übermittlung  vom  Versender  an  den  Anbieter  der  Dienstleistung  sowie das Drucken,  Kuver-
tieren  und  Frankieren  der  Sendung.  Die  anschließende Sendungsbeförderung  erfolgt du rch  
Einlieferung  der  Sendungen  bei e inem  Dienstleister  zur  Konsolidierung (physische  Beförde-
rung).  

Die  Annahme  der  Trennbarkeit  der  Komplettleistung beruht  auf  der  Tatsache,  dass  der  
Nachfrager  (Versender)  der  Leistung die  einzelnen  Komponenten  (Sendungserstellung  und  
Sendungsbeförderung)  grundsätzlich auch einzeln nachfragen kann. D ies ist  aus  den  fol-
genden  Gründen weiterhin  gegeben.  

Aus  Sicht  der  Nachfrager  ist  die  kombinierte  Nachfrage  von Sendungserstellung  und  Sen-
dungsbeförderung  zwar  möglich,  aber  nicht  zwingend  notwendig.  Für  die  Sendungs-
erstellung  existieren  am  Markt  zahlreiche  Anbieter, di e entsprechende  Leistungen  losgelöst  
von  der  Sendungsbeförderung  anbieten.  Hierzu zählen  insbesondere  Lettershops und  
Druckdienstleister.  Darüber  hinaus besteht  für  Versender  auch die  Möglichkeit,  die  Sendun-
gen  selbst  zu  erstellen.  

Ebenso  haben  Nachfrager  die  Möglichkeit,  ihren  Bedarf  an  Sendungsbeförderung  separat  
am  Markt z u  decken.  Zum  Beispiel  können  sie die  erstellten  Sendungen  an  einen  Konsolidie-
rer  übergeben.  Dort  werden  die  Sendungen  mit  anderen Briefen  konsolidiert  und  im  Rahmen  
eines Vertrags über  Teilleistungen  bei de r  DP A G  eingeliefert.  Jedem  Konsolidier  stehen 
dabei -  in Abhängigkeit  von  der  Sendungsmenge  - dieselben mengengestaffelten  Rücker-
stattungssätze  zur  Verfügung.  Somit  kann der  Versand über  das  Zustellnetzwerk der  DP A G  
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zu vergleichbaren  Konditionen  im  Vergleich zum  „E-POST  Brief  mit  klassischer  Zustellung“  
realisiert  werden.  Neben  Konsolidierern  haben  Großversender  - bei  entsprechenden  Einliefe-
rungsmengen  - die  Möglichkeit, sel bst  einen Vertrag  über  Teilleistungen  mit  der  DP  AG  ab-
zuschließen  und  die  Sendungen  direkt  bei ei ner  Großannahmestelle  der  DP  AG  einzuliefern.  
Da  auch in diesem  Fall d ie  gleichen  mengengestaffelten  Rückerstattungssätze  gelten,  kann 
auch hier  der  Versand  zu  vergleichbaren  Konditionen  erfolgen.  

Die  Nachfrager  der  einen  Komponente  sind  somit  nicht z wangsläufig  auch  immer  Nachfrager  
der  anderen  Komponente:  Die  Nachfrager  der  Sendungserstellung  fragen  nicht  automatisch 
auch die  Sendungsbeförderung  nach  und  Nachfrager  der  Beförderungsleistung  haben  nicht  
zwingend  einen  Bedarf  an Sendungserstellung.  Obgleich  die beiden  Komponenten  im  Rah-
men  des  hier  angebotenen  Produkts zusammen  zu  einem  einheitlichen  Preis angeboten  
werden,  ist  somit n icht  davon  auszugehen,  dass die  Komponenten  auf  dem  gleichen  Markt  
angeboten  werden bzw.  einen  gemeinsamen  Markt  bilden.  Denn  die Bedarfe  der  Nachfrager  
von  Leistungen  der  Sendungserstellung  decken  sich  nicht  mit d en Bedarfen der  Nachfrager  
von  Briefbeförderungsleistungen.  Die  genannten  Bedarfe  können  auch  nicht  in  dem  Sinne  
vereinigt  werden,  als  sich  die  Nachfrage stets auf  eine gemeinsame  oder  sukzessive  Inan-
spruchnahme beider  Leistungen  richtete.  Vielmehr  gibt  es eine  große  Bandbreite  an  Model-
len,  mittels derer  die  beiden  genannten  Leistungen  von Versendern  nachgefragt  werden.  
Dabei  –  und  darauf  kommt  es entscheidend  an  –  geht di e  Nachfrage der  einen Leistung  nicht  
ohne  Weiteres mit  der  Inanspruchnahme der  anderen  Leistung  einher.  

Die  Annahme  der  Trennbarkeit  gilt  auch für  das  Jahr  2022,  dies  auch mit  Blick  auf  die  Ver-
änderungen  im  Zuge  der  Digitalisierung. D enn  die  Digitalisierung  führt  nicht  dazu,  dass sich  
die  dem  zu  genehmigenden Produkt  zugrundeliegenden  Geschäftsmodelle,  die  auf  einer  
getrennten  Leistungserstellung  beruhen,  verändern,  solange  Briefsendungen  physisch zuge-
stellt  werden.  Bei en tsprechender  Nachfrage  werden Kunden  weiterhin  sowohl k ombiniert  als 
auch als separate  Leistungen  für  den  physischen und  elektronischen  Beförderungsteil z ur  
Verfügung  stehen.  

c.  Austauschbarkeit  aus  Sicht  der  Nachfrager  

Die  Abgrenzung  des  sachlich  relevanten  Marktes  erfolgt  nach  dem  Bedarfsmarktkonzept  
(Konzept  der  Nachfragesubstituierbarkeit).  Hiernach sind  dem  relevanten  Angebotsmarkt  
diejenigen  Produkte und  Dienstleistungen  zuzurechnen,  die  aus Sicht  der  Nachfrager  nach  
Eigenschaft,  Verwendungszweck  und  Preislage  zur  Deckung  eines bestimmten  Bedarfs  aus-
tauschbar  sind.   

Zum  sachlich relevanten  Markt  zählen  demnach all j ene  Postdienstleistungen,  bei de nen  
Briefe  mit  einem  Einzelgewicht  von bis zu  1.000  Gramm  (lizenzpflichtige  Briefdienstleistun-
gen)  von gewerbsmäßigen Anbietern  eingesammelt,  weitergeleitet  bzw.  zugestellt  werden 
(vgl.  Beschluss BK5-21/004).   

Neben  dem  Inhalt  kennzeichnet  die  betreffenden  Briefdienstleistungen  aus Sicht  der  Nach-
frager,  dass sie  zwar  eine  Regellaufzeit  von  E+1,  aber  weder  eine  garantierte  Laufzeit  noch  
einen  festgelegten  Zustellzeitpunkt  aufweisen.  Ferner  unterliegen  die  Briefsendungen  dem  
Postgeheimnis gemäß  §39  PostG.  

Aus  Sicht  der  Nachfrager  müssen  bei de r  Bestimmung  des  sachlich relevanten  Marktes  di-
verse Substitutionsmöglichkeiten  in  Betracht g ezogen  werden:  
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Die  E-Mail ei gnet  sich  als rein  elektronisches  Kommunikationsmittel  nur  sehr  eingeschränkt  
als Substitut,  da sie  anders  als  ein  physischer  Brief  die  Vertraulichkeit  der  Kommunikation  
nur  mit  zusätzlichen Verschlüsselungsmethoden  gewährleistet ka nn. A ufgrund ihrer  geringe-
ren  Verbindlichkeit  ist  sie  somit  aus  Sicht  der  Nachfrager  nicht  als Substitut  von  Briefsen-
dungen  anzusehen.  Auch  ist  es mit  der  einfachen  E-Mail f ür  den  Absender  nicht  möglich,  
seiner  textlichen  Mitteilung  durch  eine  eigenhändige Unterschrift  eine erhöhte Verbindlichkeit  
mitzugeben.  

Umgekehrt  eignet si ch eine  Briefsendung  nur  in seltenen  Fällen  als Substitut  für  eine  E-Mail,  
die  sofort ( ohne  Verzögerung)  beim  Empfänger  ankommt  und  darüber  hinaus in der  Regel  
kostenlos angeboten  wird,  unabhängig  vom  Umfang  der  Mitteilung.  

Bisher  ist  in  Deutschland  die Verwendung  von Briefsendungen und  E-Mails noch  weitgehend  
komplementär.  Dies wird  auch  dadurch  deutlich,  dass  die  Rückgänge  der  Briefsendungs-
mengen  in  Deutschland trotz  zunehmender  Digitalisierung  der  Kommunikation  (E-
Substitution)  bisher  moderat  ausfallen  und  dies trotz  deutlicher  Briefpreissteigerungen in  den 
letzten  Jahren.   

Bei  der  ebenfalls  rein  elektronischen  DE-Mail k önnte die  Austauschbarkeit  eher  gegeben  
sein.  Der  DE-Mail-Standard ist l aut  Gesetz  für  die  rechtssichere  Kommunikation bspw. m it  
Behörden  zertifiziert.   

Zu beachten  ist ab er,  dass eine  rein  elektronische  Kommunikation  via  DE-Mail n ur  dann  
möglich  ist, w enn sowohl  der  Versender  als auch der  Empfänger  eines  elektronischen  Briefs  
registrierte  DE-Mail-Nutzer  sind,  so  dass  jeder  Versender  zunächst  abklären  müsste,  ob  der  
potentielle Empfänger  ebenfalls registrierter  DE-Mail-Nutzer  ist.  Bisher  sind  allerdings  die  
Nutzerzahlen insbesondere im  Bereich  der  Privatempfänger  weiterhin  gering,  was derzeit  für  
eine  fehlende  Austauschbarkeit  mit ( physischen)  Briefsendungen  spricht.   

Das Gleiche  gilt  für  den  von der  DP A G a ngebotenen  eIDAS-Brief.  Die DP  AG  bietet  seit  
dem  01.01.2020  mit  dem  zertifizierten  eIDAS-Brief  ein  vergleichbares  rein  elektronisches  
Brief-Produkt a n. D er  „E-POST-Brief m it  elektronischer  Zustellung“  wurde  zum  31.12.2019  
eingestellt.  Elektronische  Briefe,  die entsprechend  den  eIDAS-Standards  übermittelt  werden,  
erlangen  aufgrund  der  Verwendung  einer  elektronischen Signatur  eine  gesteigerte  Rechts-
verbindlichkeit.  Privatkunden  können  derzeit  eIDAS-Briefe  allerdings  nur  empfangen,  nicht  
aber  versenden.  Geschäftskunden  können  eIDAS-Briefe  zwar  versenden,  derzeit  aber  nur  
an  Privatkunden. Ü ber  die Standard-Anwendungen  der  E-POST  (bspw.  Business Box,  Mai-
ler,  Business  API)  kann  der  eIDAS-Brief  derzeit  nicht  versendet  werden.   

Aufgrund  der  eingeschränkten  Nutzungsmöglichkeiten  scheidet  auch  dieses Produkt  derzeit  
als Substitut f ür  physische  Briefbeförderungsleistungen  aus.   

Eine  Austauschbarkeit  mit  Kuriersendungen  liegt a llein  wegen  des  wesentlich höheren  Prei-
ses nicht  vor.  

d.  Ergebnis  

Im  Ergebnis  ist f estzuhalten, da ss  bei hy briden Briefsendungen  wie  dem  Produkt  „E-POST  
Brief  mit  klassischer  Zustellung“  der  Antragstellerin weiterhin  von  einer  Trennbarkeit  der  
Leistung  in  die  Komponenten  Sendungserstellung  und  Sendungsbeförderung  auszugehen  
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ist.  Versender  können  ihren Bedarf  nach  diesen  Leistungen  auch  losgelöst  voneinander  am  
Markt  decken.   

Aus  Sicht  der  Nachfrager  besteht  eine Austauschbarkeit  mit  lizenzpflichtigen  Briefsendungen  
bis 1.000  Gramm,  da  nur  hier  eine  physische Zustellung  in  Papierform  erfolgt  (wie  auch  beim  
„E-POST Brief  mit  klassischer  Zustellung“).  Als  sachlich relevanter  Markt w ird daher  weiter-
hin  der  Markt  für  lizenzpflichtige  Briefsendungen  bis 1.000  Gramm  zugrunde  gelegt.  

Eine  weitere  Differenzierung  des  Marktes  nach  Größe  oder  Gewicht  der  Sendung bzw.  Ge-
schäfts- oder  Privatkundengeschäft  kann  dahinstehen,  da  sie im  Hinblick  auf  die  Feststellung 
der  marktbeherrschenden Stellung nicht  zu  einem  anderen  Ergebnis führen  würde.  

Das Verwaltungsgericht  Köln  hat  mit  Urteilen  vom  30.08.2019  (Az:  25  K  201/16,  25  K  553/17  
und 25  K  16124/17)  die  Feststellungen  zur  sachlichen  Marktabgrenzung  bestätigt.  

4.1.2.  Räumlich  relevanter  Markt  

In  räumlicher  Hinsicht  ist  nach Maßgabe  des Bedarfsmarktkonzepts  der  gesamte  inländische  
Markt  für  lizenzpflichtige  Briefsendungen  bis  1.000  Gramm  relevant.  

Der  Nachfrager  kann  seinen  Bedarf  ortsunabhängig  zu  einheitlichen  Konditionen  decken.  
Außerdem  ist  der  Zugang zu  dem  Produkt  „E-Postbrief  mit k lassischer  Zustellung“  genau  wie 
bei l izenzpflichtigen  Briefsendungen  bundesweit  verfügbar  und  die  Sendungen  können  je-
dem  im  Bundesgebiet  ansässigem  Adressaten  zugestellt  werden.  

Des Weiteren  ist  das  Angebot  aufgrund  der  Geschäftsbedingungen  auf  inländische  Versen-
der  beschränkt.  

4.2.  Marktbeherrschung  

Die  Antragstellerin  ist m arktbeherrschend auf  dem  relevanten  Markt f ür  die  bundesweite  li-
zenzpflichtige Beförderung  von  Briefsendungen  bis 1.000 Gramm.  

Ein Unternehmen  ist  im  Sinne  des §  18  Abs.  1  GWB  marktbeherrschend,  wenn  es auf  dem  
sachlich und räumlich  relevanten Markt  keinem  Wettbewerb  oder  keinem  wesentlichen Wett-
bewerb ausgesetzt  ist  oder  eine  im V erhältnis zu  seinen  Wettbewerbern überragende  Markt-
stellung  hat.  

Auf  dem  relevanten  Markt  hat  die  Muttergesellschaft  (DP  AG)  weiterhin  eine marktbeherr-
schende  Stellung  gemäß  §  4  Nr.  6 PostG  i.  V.  m.  §  18  Abs.  1  GWB.  Die  Antragstellerin  muss  
sich als Tochtergesellschaft  der  DP A G a us  folgenden Gründen  die  Marktbeherrschung  ihrer  
Muttergesellschaft  zurechnen  lassen:   

Sowohl  die  Antragstellerin als auch  das  für  die  Konsolidierung  zuständige Konzernunter-
nehmen  sind  rechtlich eigenständige  Unternehmen,  die  als  einhundertprozentige  Tochterun-
ternehmen  in  den  Konzern Deutsche  Post  DHL  eingegliedert  sind. D ie  engen  Verflechtungen  
im  Konzernverbund  führen  zu  einem  beherrschenden  Einfluss  der  Muttergesellschaft  auf  ihre  
Tochterunternehmen  (vgl.  §  18  AktG).  Dies ermöglicht  die  gemeinsame Nutzung  vorhande-
ner  finanzieller  und personeller  Ressourcen  im  operativen Geschäft  und  führt  zu  dem  Ergeb-
nis,  dass  die Unternehmen  der  Deutsche  Post  DHL  anbieterseits i.  S.  d.  §  36 Abs.  2  GWB  
als eine  wirtschaftliche  Einheit  am  Markt z u betrachten  sind.   
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Bei  der  Feststellung  der  Marktbeherrschung  sind folglich auch  die  an  der  Dienstleistung  be-
teiligten  Konzernunternehmen  mit  zu berücksichtigen. T rotz  ihrer  rechtlichen Selbstständig-
keit  muss sich die  Antragstellerin als wirtschaftlich abhängiges,  beherrschtes Unternehmen  –  
wie  in  den  vorangegangenen  Verfahren  – die  marktbeherrschende Stellung  der  Mutterge-
sellschaft  zurechnen  lassen.  

Bei  der  Beurteilung  der  Marktstellung  des betreffenden  Unternehmens  ist  insbesondere  sein  
Marktanteil z u berücksichtigen  (§  18  Abs.  3  Nr.  1  GWB). H ierfür  stehen  der  Bundesnetz-
agentur  die  Ergebnisse  ihrer  Markterhebung  im  lizenzpflichtigen  Briefbereich zur  Verfügung.  
Im  Rahmen  dieser  Erhebung  befragt  die  Bundesnetzagentur  jährlich  die  im  lizenzpflichtigen  
Briefbereich tätigen  Unternehmen  u.  a.  nach  Umsätzen  und  Sendungsmengen.  

Auf  dem  relevanten  Markt  für  lizenzpflichtige  Briefsendungen  bis  1.000  Gramm v erfügt  die  
DP  AG  über  eine  marktbeherrschende  Stellung  gemäß  §  4  Nr.  6  PostG  i.  V. m . §   18  Abs.  1 
GWB.   

Die  DP A G  hatte  im Ja hr  2020  im  lizenzpflichtigen Briefbereich  einen auf d en  Umsatz  bezo-
genen  Marktanteil v on  gut  85  ProzentDabei w erden der  DP  AG,  wie bereits oben  ausgeführt,  
auch die  Umsatzanteile der  mit  ihr  verbunden  Tochterunternehmen,  die  ebenfalls lizenz-
pflichtige  Briefdienstleistungen  erbringen  (DP  InHaus Services GmbH,  DP  E-Post  Solutions  
GmbH,  DP D ialog  Solutions GmbH  und  DHL  Express Germany  GmbH),  zugerechnet.   

Der  Umsatzanteil d er  DP  AG  war  über  die  vergangenen  Jahre  hinweg  nahezu  konstant,  vgl.  
Bundesnetzagentur,  Jahresbericht  2020,  S.  115. V on  einer  marktbeherrschenden Stellung ist  
gemäß §18  Abs.  4 GWB  bereits ab  einem  Marktanteil v on 40 Prozent  auszugehen.  Daher  
wird die  DP A G i hre  herausragende  Stellung  auf  dem r elevanten Markt  auch,  wenn  es  zu  
leichten  Verschiebungen  der  Marktanteile  kommen sollte,  in  den  Folgejahren beibehalten.  
Informationen,  nach denen  sich  der  sehr  hohe  Marktanteil de r  DP  AG i n den  nächsten  Jah-
ren  zu  Gunsten  ihrer  Wettbewerber  verschieben  könnte,  liegen  derzeit  nicht  vor.  

Die  restlichen  rund  15  %  des Umsatzes im  sachlich  relevanten  Markt  verteilten  sich im  Jahr  
2020  aufgut  500  Wettbewerber,  von  denen aber  nur  ein  kleiner  Kreis von Unternehmen  Um-
sätze  von  über  10  Mio.  Euro  erwirtschafteten. K eines der  im  Bereich lizenzpflichtiger  Brief-
dienstleistungen  tätigen  Unternehmen  war  bislang  in  der  Lage,  seine Position  in  größerem  
Umfang auszubauen.  Das unter  den  Wettbewerbern  aktuell  größte Unternehmen  hat  im  Be-
reich lizenzpflichtiger  Briefdienstleistungen,  bezogen  auf  den  Umsatz,  einen  Marktanteil v on  
unter  5 Prozent.   

Auch  die größeren  Marktteilnehmer  scheinen  daher  nicht i n  der  Lage  zu  sein,  die Verhal-
tensspielräume  der  DP A G  in  absehbarer  Zukunft  entscheidend  zu  beeinflussen.  Der  Ab-
stand des  Marktanteils der  DP A G  zum  nächstgrößeren Anbieter  ist  überragend  und unter-
streicht  die  besondere  Marktstellung.  

Hinzu  kommt,  dass der  Markt f ür  Briefdienstleistungen  bis 1.000  Gramm  in  Deutschland  ten-
denziell v on  sinkenden Sendungsmengen  geprägt  ist.  Konkrete  Anhaltspunkte dafür,  dass 
sich die  Wettbewerbsverhältnisse im  Genehmigungszeitraum g ravierend  verändern könnten,  
liegen  nicht  vor.   

Auch  wenn zur  Beurteilung der  Marktstellung der  DP  AG  der  Marktanteil  bezogen auf  die  
Sendungsmengen  herangezogen  würde, f iele  das  Ergebnis eindeutig  aus.  Die  vorliegenden  
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Daten  aus  der  Markterhebung der  Bundesnetzagentur  beziffern den mengenmäßigen  Markt-
anteil i m  Jahr  2020  auf kn app 86  Prozent.  Hierbei  werden Teilleistungssendungen  wie  üblich  
vollständig  der  DPAG  zugerechnet.  Selbst  wenn man  die von  den  Wettbewerbern bei d er  
DP  AG  eingelieferten  Teilleistungssendungen  bei  ihrem  Mengenanteil u nberücksichtigt  ließe,  
betrüge  der  mengenmäßige Marktanteil de r  DP  AG  noch  gut  76  Prozent.  Denn  lediglich ca.  

 %  der  Teilleistungen  insgesamt w erden von  den  Wettbewerbern bei d er  DP  AG  
eingeliefert. D er  weit  überwiegende  Teil a n  Teilleistungssendungen  wird von  Endkunden  
direkt bei der DPAG eingeliefert (ca.         %). Die restlichen rund       %  
stammen  von Konzernunternehmen.  

§  18  Abs.  3  GWB  nennt w eitere Kriterien  für  die Beurteilung der  Marktstellung  eines  Unter- 
nehmens im  Vergleich  zu  seinen Wettbewerbern;  hierzu  zählt  u.a. d ie Finanzkraft.  Die DP  
AG  besitzt  im  Vergleich zu  anderen  Anbietern  im  relevanten  Markt  eine  überragende  Finanz-
kraft.  So  liegt  das Ergebnis vor  Zinsen  und Steuern (EBIT)  des Unternehmensbereichs  Post  
&  Paket  Deutschland (hierzu  zählt  neben  dem  Paketbereich  u. a.   auch der  Bereich  Brief),  
seit  vielen Jahren  konstant  bei üb er  1  Mrd.  Euro.  Im  Jahr  2019  lag  das  EBIT des Segments  
Post  &  Paket  bei 1 ,23  Mrd.  Euro  und  ist  im  Geschäftsjahr  2020  deutlich auf  1,59  Mrd.  Euro 
gestiegen  (vgl.  Geschäftsbericht  Deutsche  Post  DHL  Group  2020,  S. 38 ).  Ihre  nach  wie  vor  
überragende  Finanzkraft v ersetzt  die  DP  AG  in  die  Lage,  die  Wettbewerbsverhältnisse im  
relevanten Markt  zu  ihren  Gunsten  beeinflussen  zu können (vgl.  Beschluss BK5-18/003  vom  
03.06.2019).  

Darüber  hinaus  verfügt  die  DP  AG  über  weitere nicht  zu  vernachlässigende Wettbewerbsvor- 
teile auf  dem r elevanten  Markt: S ie  verfügt  als  einzige über  eine  auf  das gesamte  Bundes- 
gebiet  bezogene  flächendeckende  postalische  Infrastruktur,  bestehend aus einem  dichten  
Netz  aus Einlieferungspunkten,  Sortier- und  Verteilzentren und flächendeckender  Zustellung.  
Die  hohe  Kapazitätsauslastung  der  gesamten  Infrastruktur  aufgrund  des  großen  Sendungs-
volumens führt  zu  Skalenvorteilen.  Diese mindern  die  Stückkosten  trotz  tendenziell si nken- 
der  Sendungsmengen.  Zusätzlich bedient  sich der  Großteil de r  Anbieter  von  lizenzpflichtigen  
Postdienstleistungen  für  die  Beförderung  und  Zustellung  ihrer  Sendungen  des Teilleistungs-
zugangs  der  DP  AG.  Dies verstärkt di e Mengenvorteile  der  Antragstellerin.  

Zudem  ist  die  DP  AG  neben  der  Briefbeförderung auch  im  Bereich  der  Paketzustellung  bun- 
desweit  tätig und  nutzt  ihre  Infrastruktur  in  weiten  Teilen für  beide  Bereiche  (Verbundzustel-
lung).  Dies erhöht di e  Auslastung  der  Sortier- und  Verteilzentren  sowie  bei  der  flächende- 
ckenden  Hauszustellung  zusätzlich.  

Zusammenfassend  ist  festzustellen,  dass  die Antragstellerin  als Tochterunternehmen  der  DP  
AG  gemäß  §  4 Nr.  6 PostG  i.  V. m .  §  18  Abs.  1  GWB  auf  dem  relevanten  Markt  für  das  Pro-
dukt „ E-Postbrief  mit  klassischer  Zustellung“,  dem  bundesweiten  Markt  für  lizenzpflichtige  
Briefsendungen  mit  einem  Einzelgewicht  von  bis zu 1.000  Gramm,  weiterhin über  eine  
marktbeherrschende  Stellung  verfügt.  

5.  Höhe  der  Entgelte  

Die  Entgeltgenehmigung  erfolgt  auf  Grundlage  der  auf  die Dienstleistung  „E-POST  Brief  mit  
klassischer  Zustellung“  entfallenden  Kosten  der  effizienten  Leistungsbereitstellung  (§  21  Abs.  
1  Nr. 1  PostG).  Die Prüfungen  nach  §  21  Abs.  2  PostG  haben  ergeben,  dass die  Entgelte in  
genehmigter  Höhe  den  Anforderungen  des  § 20  Abs.  3  Satz  1  Nr.  1  PostG  entsprechen.  
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Die  genehmigten  Entgelte  orientieren  sich an  den  Kosten  der  effizienten  Leistungsbereitstel-
lung   (KeL)  gemäß  §  20  Abs.  1  und 2  PostG.  Dabei st ellen  diese Regelungen  einen  selb-
ständigen  gesetzlichen Prüfungsmaßstab  dar.  

Die  Kammer  war  anhand  der  vorgelegten  Unterlagen  somit  in der  Lage  zu  bestimmen,  in-
wieweit  die  Entgelte sich  an  den  KeL  i.  S. d.   §  20  Abs.  2  Satz  PostG  orientieren  (§  3 Abs.  1  
PEntgV).   

Die  Entgelte enthalten weder  Aufschläge  noch  Abschläge,  welche  die Wettbewerbsmöglich-
keiten   anderer  Anbieter  von  Postdienstleistungen  in  unzulässiger  Weise  beeinträchtigen.  Sie  
verstoßen  zudem  nicht g egen  das Diskriminierungsverbot  gemäß §  20  Abs.  3  Satz  1 Nr.  3 
PostG  oder  die  Ratio  des Postgesetzes.  

Die  Kammer  hat  das  Vorliegen  einer  Preis-Kosten-Schere  (PKS)  geprüft,  vgl.  dazu  Punkt  
5.3.  Die  Prüfung  hat  ergeben,  dass  eine PKS  zwar  indiziert,  aber  nicht  offenkundig  ist.  Die  
Kammer  wird  die  PKS-Prüfung  daher  im  Nachgang  an  das  Verfahren  vertiefen  und  ggf.  in  
einem  nachgeordneten  Entgeltüberprüfungsverfahren  nach  §  24  PostG u ntersuchen.  

5.1.  Bewertung  der  Kostenunterlagen  

Die  Antragstellerin  hat m it  Antrag  vom  22.09.2021 Kostenunterlagen  sowie weitere Erläute-
rungen  zur  Entgeltkalkulation  vorgelegt.   

Die  Anlagen zum  Entgeltantrag  enthalten  neben  der  Leistungsbeschreibung (Anlage 2  des 
Antrags)  die  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  der  Antragstellerin  zum „ E-POST Brief  mit  
klassischer  Zustellung“  für  Privat- und  Geschäftskunden  (Anlagen  3  bis 5  des  Antrags).  Da-
neben  hat  die  Antragstellerin  Umsätze  und  Absätze  beziffert  (Anlage  6  des Antrags).  In An-
lage 7  des Antrags  wurde  die  Kalkulation  der  beantragten Entgelte  dargestellt.  

Zum  Nachweis der  Vergütung  für  die teilleistungskonforme  Aufbereitung  der  Briefsendungen  
und die  Einlieferung  der  Sendungen  bei d er  DP  AG  hat  die  Antragstellerin  den  Vertrag  vom  
08.07.2021  mit  der  DP  IHS  (Anlage  10)  sowie  eine Aufstellung als Nachweis für  die hierbei  
tatsächlich  abgerechneten  Rückvergütungen  für  die  Einlieferung  der  teilleistungsfähigen  
Sendungen  beigefügt  (Anlage 9  nebst  Anhang).  Ebenfalls  hat si e weitere  Kostenunterlagen  
und Mengenangaben  je genutztem  Dienstleistungszentrum  der  DP IHS,  die  hieraus gebilde-
ten Durchschnittswerte  sowie  eine  Fortschreibung der  Kostenkalkulationen für  die  Konsoli-
dierungsleistungen  der  DP  IHS  für  die Jahre  2022  bis 2026 vorgelegt  (Anlagen  11 und  12).   

Zum  Nachweis der  Kosten für  Transportdienstleistungen  von  den  Druckzentren  der  Antrag-
stellerin  zu  den  Dienstleistungszentren  der  DP  IHS  sowie der  Kosten  für  Transportdienstleis-
tungen  von  den  Dienstleistungszentren  der  DP  IHS  zu den Briefzentren  der  DP  AG  hat  die  
Antragstellerin  detaillierte  Kostenaufstellungen  und Abrechnungsbelege  vorgelegt  (Anlagen  
13  und  14).Ferner  hat  die Antragstellerin  den  zwischen ihr  und  der  DP  AG  geschlossenen  
Vertrag  über  die  Erbringung  von  Infrastrukturleistungen  vorgelegt  (Anlage  8).  

Die  Beschlusskammer  hat  die  entgeltbegründenden  Unterlagen  und Kostennachweise auf  
formelle  und  materielle  Vollständigkeit  sowie auf P lausibilität,  Widerspruchsfreiheit  und  
Nachvollziehbarkeit ü berprüft. S ie hat di e  Kostenunterlagen  sodann  hinsichtlich ihrer  Verein-
barkeit  mit  dem  in  §  20 Abs.  1,  2  PostG v erankerten  Grundsatz  der  KeL  untersucht.   
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Auf Grundlage der Kostennachweise konnte die Kammer die beantragten Entgelte auf Ein-
haltung des KeL-Maßstabs überprüfen und die Kostendeckung der Entgelte feststellen. 

Bei der Entgeltprüfung war zu beachten, dass die Antragstellerin Geschäfts- und Leistungs-
beziehungen mit anderen Unternehmen unterhält, bei denen es sich insoweit allerdings um 
Rechtsbeziehungen und Rechtsgeschäfte handelt, die ausschließlich Unternehmen betref-
fen, die demselben Konzern angehören. Der eingereichte Entgeltantrag ist hinsichtlich der 
tatsächlichen Leistungsbeziehungen innerhalb des Konzernverbunds, dem die Antragstelle-
rin angehört, transparent. Dies gilt ebenfalls für die dem Produkt zugrundeliegende Kosten-
kalkulation. 

Die Antragstellerin tritt im Außenverhältnis gegenüber ihren Abnehmern als Anbieterin bzw. 
Vertragspartnerin auf. Für die operative Durchführung werden die Muttergesellschaft DP AG 
und deren Konzernunternehmen DP IHS eingesetzt. Die Antragstellerin und die anderen 
Unternehmen sind zudem eng miteinander verflochten. Sowohl bei der Antragstellerin als 
auch bei dem involvierten Konzernunternehmen handelt es sich um 100 %-ige Tochterunter-
nehmen, welche in den Konzernverbund Deutsche Post DHL eingegliedert sind. Die Vorla-
gepflicht und Nachweisführung der Antragstellerin erstreckt sich daher nicht nur auf die Un-
terlagen der Antragstellerin, sondern ist entsprechend umfassend. Insoweit mussten auch 
relevante Kostendaten der involvierten Konzernunternehmen vorgelegt werden. 

5.2.	 Bewertung der Entgelte im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit § 20 PostG (KeL-
Orientierung) 

Die Entgelte sind in der im Tenor genannten Höhe genehmigungsfähig, da sie sämtliche Be-
förderungskosten unter Einbeziehung der Kosten für in Anspruch genommene Konsolidie-
rungsleistungen umfassen. Mit den Entgelten werden die Beförderung und Zustellung der 
Briefe als teilleistungsfähige Sendungen sowie die Kosten für die teilleistungskonforme Auf-
bereitung und der Transport abgedeckt. Der in § 20 Abs. 1 und 2 PostG verankerte KeL-
Maßstab ist damit eingehalten. 

Soweit die Antragstellerin im Rahmen der Leistungserbringung und des Leistungsangebots 
auf Produktionskapazitäten, Netzinfrastrukturen und Leistungskomponenten anderer Kon-
zernunternehmen zurückgreift bzw. leistungsrelevante Vorleistungen erbringt, ist sicherge-
stellt, dass sie hinsichtlich der Zugangsmodalitäten und Konditionen, insbesondere in Bezug 
auf die gezahlten Vergütungen oder erhaltenen Entgeltermäßigungen gegenüber anderen 
externen Nachfragern nicht bevorzugt behandelt wird. Ein Verstoß gegen das Diskriminie-
rungsverbot im Sinne eines Selbstbegünstigungsverbotes ist derzeit jedenfalls nicht erkenn-
bar. 

Der Umstand, dass die Antragstellerin die Gesamtbeförderung nicht selbst erbringt, sondern 
von anderen Konzernunternehmen erbringen lässt, ist per se nicht zu beanstanden, solange 
das marktbeherrschende Unternehmen sich selbst den Zugang zu seinen intern genutzten 
oder zu seinen am Markt angebotenen Leistungen nicht zu günstigeren Bedingungen, Ent-
gelten und Rückerstattungsätzen einräumt, als sie Wettbewerbern und anderen Marktteil-
nehmern eingeräumt werden. 
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a.  Beförderungsentgelte  für Basisprodukte  

Die  Entgeltkomponenten  sind  hinsichtlich der  Beförderungsentgelte  für  die  Basisprodukte  
genehmigungsfähig.   

Zur  Bestimmung  dieser  Entgeltkomponenten  hat  die Antragstellerin  auf  die  für  den  Zeitraum  
ab  01.01.2022  geplanten  Entgelte  abgestellt,  die sie im  Hinblick auf  den  ihr  mir  Schreiben  
vom  06.09.2021  übersandten Entwurf  einer  beabsichtigten Entscheidung  des Maßgrößenbe-
schlusses BK5-21/004  unter  Vorbehalt  der  entsprechenden  Genehmigung kalkuliert  hatte.  
Diese  hat  sie  mittlerweile  mit  Entgeltantrag  vom  24.11.2021  zur  Genehmigung  vorgelegt.  

Im  Einzelnen  werden  folgende  Beförderungsentgelte als Ausgangspunkt  für  die  weitere  Ent-
geltkalkulation  der  Antragstellerin  zugrunde  gelegt:  

Standardbrief   0,85 €  
Kompaktbrief:   1,00 €  
Großbrief:   1,60 €  
Maxibrief:   2,75 €  

b.  DV-Freimachung  

Der  Ansatz  für  „DV-Freimachung“  in  Höhe  von  1  %  auf  die  zuvor  genannten  Beförderungs-
entgelte  entspricht  den  Ermäßigungen,  die nach  den  AGB  der  Muttergesellschaft d er  Antrag-
stellerin  „AGB-DV-Freimachung“  diskriminierungsfrei a ngewendet  werden.  

c.  Infrastrukturrabatt   

Die  Berücksichtigung  des Infrastrukturrabatts  im  Rahmen  der  Kalkulation  der  Beförderungs-
entgelte  für  die Basisprodukte wird entgeltseitig  dem G runde  wie  auch  der  Höhe  nach  aner-
kannt.   

Grundlage  für  die  Gewährung  des  Rabatts ist  der  Abschluss  eines entsprechenden  Vertrags  
über  die Erbingung von  Infrastrukturleistungen  der  Antragstellerin mit  der  DP  AG  und  die 
Erfüllung  der  vertraglich  vorgesehenen  Voraussetzungen  (Anlage 8  des  Antrags).  Die  An-
tragstellerin  verwendet  seit  dem  01.01.2018  ein  spezifisches Frankierlayout  und  kündigt  
sämtliche  Einlieferungen  bei de r  DP A G  in  deren  elektronischem  Auftragsmanagement  vor-
her  an.  Da  die  Einlieferungen  der  Briefsendungen der  Antragstellerin  bei  der  DP A G  durch  
die  DP  IHS e rfolgen,  ist  zudem  die  Einbindung  der  DP  IHS  in  das  Auftragsmanagementsys-
tem  erforderlich.  Die  Erfüllung  der  Voraussetzungen bei de r  Antragstellerin  und  der  DP  IHS  
wird nicht  bezweifelt.  Ein  expliziter  Nachweis über  deren  Einhaltung  erfolgte  in  einem  voran-
gegangenen  Verfahren.  

Für  die  Erbringung  von  Infrastrukturleistungen  gewährt  die DP  AG  eine  Rückerstattung  in  
Höhe  von  5  %  auf  ihre Beförderungsentgelte für  die Basisprodukte.   

d. Rückerstattung für  teilleistungsfähige  Sendungen  

Der  Ansatz  der  jeweiligen formatabhängigen  Rückerstattung für  teilleistungsfähige  Sendun-
gen  in der  Entgeltkalkulation  des  physischen E-Postbriefs ist  dem  Grunde  sowie  der  Höhe  
nach gerechtfertigt.  
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Die  Rückerstattungen  bilden  die in  Abhängigkeit v on der  erreichten  Sendungsmenge  ge- 
währte Entgeltermäßigung je  Basisprodukt  ab,  die bei E inlieferung  in  Briefzentren  der  DP  AG  
erzielt  werden.  Die  in  Ansatz  gebrachten  Rückerstattungen  für  teilleistungsfähige  Sendungen  
werden dadurch erreicht,  dass  die  physischen  E-Postbrief-Sendungen  der  Antragstellerin  mit  
den übrigen physischen  Sendungen  anderer  Kunden der  DP  IHS  konsolidiert  werden.   

Die  von der  DP  AG  gewährten  Rückerstattungen  werden via  DP  IHS  an  die  Antragstellerin 
weitergereicht,  sodass  eine  kalkulatorische  Berücksichtigung  der  Entgeltermäßigung im  
Rahmen  des  zuvor  in  Ansatz  gebrachten  vollen Beförderungsentgelts sachlich nicht  zu  be- 
anstanden  ist.   

Zwischen  der  Antragstellerin und  der  DP  IHS  wird gemäß  Anlage  1  in  den  §§  2 Abs.  7  und 4  
des Vertrags  über  die  gewerbsmäßige  Konsolidierung  von Briefsendungen  (Anlage  10  des 
Antrags)  entsprechend den  tatsächlich erreichten  Mindestmengen  abgerechnet.  Somit  wer- 
den –  bei N ichterreichen  bestimmter  Mindestmengen  –  verminderte  Rückerstattungen  an  die  
Antragstellerin  weitergegeben.   

Das um  die Rückerstattung  ermäßigte  Beförderungsentgelt ( =  Teilleistungsentgelt)  spiegelt  
somit  den  Anteil a m  Gesamtentgelt  es E-Postbriefs wider,  den  die Antragstellerin für  die  
physische Zustellung  der  E-Postbriefsendung  durch  die  DP  AG  tatsächlich zu entrichten  hat.   

Die  Kammer  hat  der  Überprüfung  der  Kalkulation  der  Antragstellerin die  im  Zeitraum  August  
2020  bis Juli 2 021  tatsächlich zwischen  ihr  und  der  DP  IHS  abgerechneten Rückerstattungen  
für teilleistungsfähige Sendungen zugrunde gelegt. Bei der Kalkulation wurde zudem              

 
 
 

 berücksichtigt.  Für  die  Kalkulation  kommen  somit  die  im  Jahr  2022 geltenden Rück- 
erstattungssätze  der  DP  AG  zur  Anwendung.  

Der  Entgeltgenehmigung wurden  daher  beim  Standardbrief  durchschnittliche  Rückerstattun- 
gen für teilleistungsfähige Sendungen in Höhe von        , beim Kompaktbrief    

, beim Großbrief in Höhe von         und beim Maxibrief in Hö-    
he von     zugrunde gelegt.    

Die  bei d er  Entgeltkalkulation  in Ansatz  gebrachten Rückerstattungen  für  teilleistungsfähige  
Sendungen sind mit Blick auf die von der Antragstellerin vorgelegten Zahlen zur bisherigen                
sowie zur prognostizierten Absatzentwicklung von E-Postbriefen mit klassischer Zustellung           
gerechtfertigt. Weder die von der Antragstellerin gem. § 2 Abs. 1 Nr. 3 PEntgV vorgelegten                
Angaben zu der erwarteten Absatzentwicklung bei E-Postbriefen mit klassischer Zustellung in          
den kommenden vier Jahren noch das prognostizierte Mengenaufkommen in den Dienst-               
leistungszentren der DP IHS lassen einen          bei den teilleistungsfähigen    
Sendungen  – und  damit  einhergehende  kalkulationsrelevante Veränderungen  bei  den  Rück-
erstattungsbeträgen  –   erkennen.  

Der  Kammer  liegen  zudem  keine  sonstigen,  gegenteiligen Informationen  zur  Entwicklung  von  
E-Postbrief- und  DP  IHS-Mengen  vor,  die  gegen  einen  Ansatz  der  erreichten  Rückerstattun- 
gen  sprechen  könnten.   
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Die am 18.03.2021 in Kraft getretene Änderung des Postgesetzes hat keine Auswirkungen 
auf die Höhe der Teilleistungsentgelte und Rückerstattungssätze. Die Teilleistungsentgelte 
tragen unverändert Lasten, die verursachungsgerecht, wie auch via Tragfähigkeit zugerech-
net sind. Die Änderungen zu§ 20 Abs. 3 Satz 2 bis 7 PostG, insbesondere zum geforderten 
Zurechnungszusammenhang, wirken sich nicht auf den Umfang der über die Teilleistungent-
gelte für Sendungesmengen, die BZA oder BZE eingeliefert werden, zu verrechnenden Las-
ten aus. 

e. Teilleistungskonforme Sendungsaufbereitung 

Die von der Antragstellerin für die teilleistungskonforme Aufbereitung sowie für die Einliefe-
rung der E-Postbriefsendungen in den Briefzentren der DP AG geltend gemachten Kosten-
ansätze sind nachvollziehbar hergeleitet und waren sowohl dem Grunde als auch der Höhe 
nach anzuerkennen. 

Zur Bestimmung der Konsolidierungspreise hat die Antragstellerin Kostenaufstellungen für 
Personal-, Sach-, Gemeinkosten und den Gewinnzuschlag insgesamt sowie für jedes ge-
nutzte DP IH&Dienstleistungszentrum einzeln vorgelegt. Die Personalkosten wurden basie-
rend auf prozessbezogenen Zeiten hergeleitet. Die Sachkosten beinhalten anteilige AfA, 
Wartungs- und Mietkosten, interne Transportkosten sowie sonstige anteilige Fixkosten. Auf-
schläge für Gemeinkosten werden in Höhe von % geltend gemacht (siehe hier-
zu auch 5.2. g)). Als Gewinn wird ein Zuschlag in Höhe von ~angesetzt (siehe 
hierzu 5.2. h)). 

Der Aufwand für die teilleistungskonforme Aufbereitung der Sendungen ist im Vergleich zum 
vorangegangenen Verfahren für sämtliche Formate leicht 

f. Transport 

Die von der Antragstellerin für den Transport der E-Postbriefmengen von den Druckzentren 
der Antragstellerin zu den Dienstleistungszentren der DP IHS geltend gemachten Kostenan-
sätze sind nachvollziehbar und wurden durch Kostenaufstellungen der DP 1HS für die einzel-
nen Abholtouren dargelegt. Sie waren dem Grunde wie auch der Höhe nach anzuerkennen. 

Die durchschnittlichen Transportkosten je standort betragen €. 

Der Kalkulationsansatz berücksichtigt steigerungen der kundenbezogenen Sendungsmen-
gen im Antragsjahr um rund - gegenüber dem Jahr 2021. Der in der Entgeltkal-
kulation berücksichtigte durchschnittliche Transportaufwand je Stück beträgt damit -
-€jeStück. 

Die Kosten für den Transport -%der E-Postbriefe werden zusätzlich um Ansätze für Gemein-
kosten in Höhe von und Gewinn ~beaufschlagt (siehe hierzu 
auch 5.4. g) und h)). 

g. Gemeinkosten 

Nach§ 20 Abs. 2 PostG haben die KeL einen angemessenen Zuschlag für leistungsmen-
genneutrale Gemeinkosten zu umfassen, soweit diese für die Leistungsbereitstellung erfor-

- öffentliche Fassung -
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derlich sind.  Die im T enor  zu  1.  genehmigten  Entgelte  berücksichtigen  anteilige Gemeinkos-
ten für  sämtliche  in  den  Leistungsprozess  involvierten  Deutsche  Post-Konzernunternehmen.   

Den Ansatz  von  Gemeinkosten  für  den  Bereich  der  Teilleistungserbringung durch  die DP  AG  
sind im  Rahmen  der  Kostenprüfung  zum  Maßgrößenverfahren 2021  (Verfahren  BK5-21/004)  
hinreichend  belegt.  Danach  beträgt de r  Gemeinkostenanteil a n  den  KeL  der  Teilleistungs- 
entgelte der DP AG rund       % in 2021.     

Für  die  teilleistungskonforme  Aufbereitung,  Transportleistungen  (Abholung bei de r  Antrag- 
stellerin,  Einlieferung  in  Briefzentren  der  DP  AG)  sowie für  sonstige  Overheadleistungen  der  
DP  IHS  wie auch  der  Antragstellerin  sind in  der  Kalkulation der  genehmigten  Entgelte  Ge- 
meinkosten  angemessen  berücksichtigt.  Der  Overheadzuschlag  der  Antragstellerin  umfasst  
u.  a.  Aufwand  für  Abrechnungsleistungen  und  Vertrieb  sowie  für  die  Produktionsverwaltung.  
Die  Ermittlung  der  Gemeinkostenzuschlagssätze  hat  die  Antragstellerin   nachvollziehbar  
hergeleitet.  

Durch den  Ansatz  ist si chergestellt,  dass  Gemeinkosten der  Antragstellerin  nicht  nur  im  Ge- 
samtentgelt  für  den  E-Postbrief  Berücksichtigung  finden,  sondern  auch im  Bereich der  Be- 
förderungsleistung  anteilig  erfasst w erden.   

h.   Gewinnzuschlag  

Der  von der  Antragstellerin  in  Ansatz  gebrachte  Gewinnzuschlag  wird anerkannt.  

Nach §  20  Abs.  2 PostG  beinhalten die  KeL  einen  angemessenen Gewinnzuschlag.  Mit  der  
Änderung  des  PostG  im  März  2021 hat  der  Gesetzgeber  die  bisherige  in  der  PEntgV  enthal-
tene  Regelung  auf G esetzesebene  implementiert.   

Wie  bisher  sind  bei  der  Ermittlung des  angemessenen Gewinnzuschlags  die  Gewinnmargen 
solcher  Unternehmen  als  Vergleich  heranzuziehen sind,  die  in anderen  europäischen  Län- 
dern  auf  den  mit  dem  lizenzierten  Bereich vergleichbaren  Märkten  tätig  und  mit  dem  bean- 
tragenden  Unternehmen  in  struktureller  Hinsicht  vergleichbar  sind.   

Unter  Berücksichtigung  dieser  Vorgaben  hat d ie  Beschlusskammer  zuletzt  im  Rahmen  des  
Price-Cap-Maßgrößenverfahrens BK5-21/004  die Gewinnmargen  anderer  europäischer  Un-
ternehmen  auf  vergleichbaren  Märkten  untersucht.  Danach beträgt  die  durchschnittliche   
sendungsmengengewichtete  Gewinnmarge 6,56  %  und  verringert  sich damit  gegenüber  dem  
Ansatz  im  Vorverfahren  (7,61 %).  Dieser  Gewinnsatz  ist  den  Beförderungsentgelten der  An-
tragstellerin  zugrunde  gelegt.  

 Soweit  die  Antragstellerin für  die  teilleistungskonforme  Aufbereitung  und  die  Transportleis- 
tungen einen     Gewinnzuschlag in Ansatz bringt, begegnet dies mit      
Blick auf die Einhaltung des KeL-Maßstabs keinen Bedenken. Der         
Gewinnzuschlag  führt  im  Ergebnis zu keiner  Änderung  des  genehmigten  Entgelts.  

i.  Kalkulationsergebnis  

Die  KeL  für  die genehmigten  Entgelte für  den  E-Postbrief  mit  klassischer  Zustellung setzen 
sich wie folgt  zusammen:  
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Kalkulationsposition 
(Angaben in €) 

Beförderungsentgelt DP AG 

DV-Freimachungsrabatt 

1nfrastrukturrabatt 
Rückerstattung für teilleistungs-
fähige Sendungen 
Zwischensumme 
Teilleistungskonforme 
Sendungsaufbereitung 
Transport 

Zwischensumme 

Overheadzuschlag DP EPS 

Gewinnzuschlag 6,56 % 

Kalkulationsergebnis 

Entgelt 

Standard- Kompakt-
brief brief 

0,8500 1,0000 

-0,0085 -0,0100 

Groß-
brief 

1,6000 

-0,0165 

Maxi-
brief 

2,7500 

-0,0275 

5.3. 	 Kein offenkundiger Verstoß gegen § 20 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 20 Abs. 4 PostG 
(Preis-Kosten-Scheren-Prüfung) 

Ein Verstoß gegen die Entgeltmaßstäbe des §§ 20 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 i.V.m. § 21 
Abs. 3 Satz 2 PostG ist zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht offenkundig. Allerdings beste-
hen Anhaltspunkte, dass die DP AG DP AG durch ihr Verhalten am Markt eine den Wettbe-
werb auf dem Briefmarkt behindernde Preis-Kosten-Schere (PKS) begründen könnte. 

5.3.1. Rechtlicher Anknüpfungspunkt der PKS 

Das Gesetz definiert in § 20 Abs. 4 PostG einen Vermutungstatbestand für missbräuchliche 
Entgelte im Sinne des§ 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 PostG. Eine missbräuchliche Beeinträchti-
gung im Sinne des Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 wird insbesondere dann vermutet, wenn die Spanne 
zwischen dem Entgelt, das ein marktbeherrschender Lizenznehmer Wettbewerbern für eine 
Zugangsleistung nach § 28 PostG in Rechnung stellt, und dem Entgelt, das er für eine End-
kundenleistung verlangt, die weitere Wertschöpfungsstufen umfasst, nicht ausreicht, um ei-
nem effizienten Unternehmen die Erzielung einer angemessenen Gewinnmarge zu ermögli-
chen. 

Die beantragten Entgelte enthalten keine Abschläge im engeren Sinne. Die zu genehmigen-
den Entgelte unterschreiten die Kel nicht (vgl.oben, 5.2, S. 16f.). Nach den vorliegenden 
Kostenunterlagen bieten weder die Antragstellerin noch die DP IHS oder die DP AG ihre in 
das Geschäftsmodell inkludierten Leistungen unter Kosten an. 

Ein missbräuchlicher Abschlag kann - ohne Vorliegen einer Kostenunterdeckung - in einem 
Preisstrukturmissbrauch in Form einer PKS vorliegen. Als Ergebnis der Prüfungen der Kam-
mer hinsichtlich einer PKS ist festzuhalten, dass kein offenkundig missbräuchlicher Abschlag 
feststellbar ist. 

- öffentliche Fassung -
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5.3.2.  Relevanter  Preisstrukturmissbrauch 

Behinderungswirkungen  könnten  sich  für  alternative,  den  Teilleistungszugang  nutzende  An-
bieter  bereits  aufgrund der  defizitären  Ergebnissituation sowie  des im  Vergleich  zur  DP  IHS  
höheren  „handling  fee“  ergeben.  Schließlich könnte  für  das Vorliegen  einer  PKS au ch  der  
Umstand  gewertet  werden,  dass  Wettbewerber  nach den ersten  Ergebnissen  der  Erhebung 
–  aufgrund von  Mengenunterschieden  – im  Durchschnitt  höhere  Entgelte  für  die Nutzung  des  
Teilleistungszugangs BZA/  BZE  zahlen als die  DP  IHS.   

Die  vorgenannten  Befunde  besitzen  jedoch  nur  Indizcharakter. U m  belastbare Ergebnisse  
hinsichtlich  des Vorliegens einer  PKS z u  generieren,  bedarf  es  weitergehender  Prüfschritte  
hinsichtlich  der  Ergebnissituation  des  hier  in  Rede  stehenden  Kundensegments.  Dabei i st  zu  
beachten,  dass  es  sich mit  Blick  auf  die  Nachfrage  nach  Konsolidierungsleistungen  bei  der  
Antragstellerin  um  einen Großkunden  handelt  (Großkundensegment).   

Im  Hinblick  auf  die  „handling  fee“  und  die  Teilleistungsentgelte  sind  die  bislang  aggregiert  
vorliegenden Daten weiter  aufzubereiten.  Insbesondere gilt  dies  wiederum  im  Hinblick auf  
das Großkundensegment  und  die  Kostensituation  unter  besonderer  Berücksichtigung  von  
Skaleneffekten.   

Es stellen  sich  grundsätzlich weitere  Fragen im  Hinblick  auf  die  Verallgemeinerungsfähigkeit  
und den Grad  der  Tauglichkeit  der  für  Zwecke  der  PKS-Prüfung  aus  der  Markterhebung  ge-
wonnenen  Daten und  die  daraus  gezogenen  Schlüsse. I nsbesondere  die  Modellierung  eines  
effizienten  Wettbewerbers bedarf  einer  Entscheidung  hinsichtlich  einer  möglichen Skalie-
rung. H iermit  wird der  Sachverhalt  umschrieben,  dass der  zu  ermittelnde  effiziente Wettbe-
werber  der  Antragstellerin ein  mit  dem  Angebot  der  DP  IHS  vergleichbares Angebot  unter-
breiten  kann.  Dies  setzt  ein  Szenario  voraus,  in  dem  die nach Zuschlagserteilung  generierten  
Sendungsmengen  des Wettbewerbers zusätzlich  zu  den  bisherigen  Bestandsmengen,  die  im  
Rahmen  der  Erhebung genannt  wurden,  sowohl ka pazitäts- als auch kostenmäßig  zu  be-
rücksichtigen  sind.  Diese  Betrachtung  ist  insbesondere  deshalb  anzustellen,  weil di e Sen-
dungsmengen der  Antragstellerin  auch für  marktstarke  Wettbewerber  einen  erheblichen  
Mengenzuwachs darstellen.  Die unternehmensspezifisch erhobenen  Daten  sind  daher  unter  
Berücksichtigung  dieser  Unterschiede  zu  bewerten und insoweit  virtuell  auf  die  Verhältnisse 
eines hinreichend  effizienten  Beförderungsunternehmens umzurechnen,  welches zusätzlich 
die  Sendungsmengen  der  Antragstellerin  befördert.  

Wegen  der  Erfordernisse  im  Hinblick auf  vergleichbare  Produktionskapazitäten,  konnten  
nach allein  möglicher  kusorischer  Prüfung, i n  die  Bewertung  nur  Briefbeförderungsunter-
nehmen  mit  einbezogen  werden,  welche über  ausreichende  Sortiereinrichtungen  verfügen.  
Darüber  hinaus  ist  davon  auszugehen,  dass  es  für  eine Feststellung  einer  offenkundigen  
PKS i n  der  Sache  einer  weitergehenden  und  differenzierteren  Betrachtung  relevanter  Daten 
bedarf,  die  Rückschlüsse  auf  Skaleneffekte  zulassen.   

5.3.3.  Eingeschränkter  Prüfungsumfang  im  Rahmen  von  ex-ante-Verfahren und  
ex-post-Entgeltkontrolle  nach  §  24  PostG 

In  den  Verfahren  der  ex-ante-Entgeltgenehmigungen  erfolgt  lediglich eine eingeschränkte  
Prüfung  des Abschlagsverbots.  Nach  §  21  Abs.  3  Satz  2  PostG  ist  die  Genehmigung  des  
Entgelts nur  dann  zu  versagen,  wenn offenkundig  ist, da ss  es  den  Anforderungen  des  §  20  
Abs.  3  Satz  1 Nr.  2 und  Nr.  3  PostG ni cht  entspricht.   
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In  Abkehr  zum  vorhergehenden  E-Postbriefverfahren  (BK5-21/005)  hat  die  Kammer  sich im  
vorliegenden Verfahren  nicht  mehr  auf  die  Auswertung  vorhandener  allgemeiner  Marktdaten   
und die  Betrachtung von  Marktanteilsverschiebungen  beschränken müssen.  Vielmehr  kann  
sich die  Kammer  nunmehr  auf  erste  Erkenntnisse  aus einer  konkreten,  anlassbezogenen  
Markterhebung  stützen. A uf  der  Grundlage der  bisherigen  Datenbasis  ist  eine  Feststellung  
einer  offenkundigen  PKS  jedoch  nicht  möglich,  obschon Anhaltspunkte für  mögliche  Behin-
derungswirkungen  erkennbar  sind.  Um  die  Entscheidungsfrist  bei E ntgeltanträgen  nicht  zu  
gefährden,  sollen  wettbewerbsbehindernde Wirkungen,  die  von Entgelten  ausgehen,  im  Ent-
geltgenehmigungsverfahren  nur  dann  berücksichtigt  werden,  wenn  diese ohne  nennenswer-
ten Prüfaufwand erkennbar  sind (vgl.  BT-Drs.  13/7774,  Seite  25).  

Offenkundigkeit  in  diesem  Sinne  liegt  vor,  wenn  die Regulierungsbehörde  aufgrund ihrer  In-
formationen und  Kenntnisse von  einem  Verstoß  gegen  das Abschlagsverbot  –  in  diesem  
Falle  ggf.  in  Form  eines  Preisstrukturmissbrauchs nach  §  20  Abs.  4  PostG  –  ausgeht. O ffen-
kundigkeit set zt  damit  voraus,  dass  die Entscheidung  über  die  Entgelte  faktisch durch  eine  
PKS-Prüfung  nicht  zusätzlich  belastet  wird..   

Sollten  sich  im  Rahmen  der  weiteren  Auswertung  der  erhobenen  Daten  bzw.  nach  Erhebung  
weiterer  für  die PKS-Prüfung  notwendiger  Daten,  Tatsachen  für  die  Annahme  finden,  dass  
die  Maßstäbe  im  Hinblick auf  das  Abschlags- oder/und  das  Diskriminierungsverbot  verletzt  
sein könnten,  so  ist  es  der  Kammer  möglich,  ein  Verfahren  der  nachträglichen (ex  post)  Ent-
geltüberprüfung  nach §  24  PostG  einzuleiten.  Die Kammer  wäre in diesem  Verfahren  gehal-
ten,  eine  Entscheidung  binnen  zwei  Monaten  zu treffen.   

5.3.4.  Definition  und  Anwendung des  für  die  PKS-Prüfung  relevanten  Kostenmaß-
stabs 

Eine  PKS  liegt  stets dann vor,  wenn  das Vorleistungsentgelt  das entsprechende  Endnutze-
rentgelt üb ersteigt ( positive Preisdifferenz),  da  in  diesen  Fällen  auch  ein effizientes Unter-
nehmen  a  priori  keine Gewinnmarge erzielen  und  somit  seine  Leistungen  nicht  profitabel  
anbieten  kann  (sog.  PKS  1).  Eine  weitergehende  Betrachtung  hinsichtlich  des Verhältnisses  
von  Endnutzerleistung  und  Vorleistung  erübrigt  sich.  Diese Fallvariante  liegt  nicht  vor.  Die  
Antragstellerin  erhält  von der  DP  IHS u nd  /  oder  der  DP  AG  keinen  höheren Rückerstat-
tungssatz  als andere  Wettbewerber.  

Einer  näheren  Betrachtung bedarf  der  Fall e iner  negativen Preisdifferenz.  Eine solche  Kons-
tellation  liegt  dann  vor,  wenn  zwar  das Endnutzerentgelt  das  entsprechende  Vorleistungs-
entgelt  überschreitet,  dem  alternativen Anbieter  jedoch  keine Marge  für  eine  angemessene  
Rendite  verbleibt  (sog.  PKS 2) .    

Ein alternativer  Anbieter  kann  nur  bei e igener  Kostendeckung  der  angebotenen  Endkunden-
leistung  eine  auskömmliche  Gewinnmarge  erzielen.  Bezogen  auf  die vorliegend  allein  rele-
vante  physische Beförderungsleistung  für  den  E-Postbrief  umfassen  die Kosten der  Endnut-
zerleistung  neben  den Kosten für  die  Inanspruchnahme des  Teilleistungszugangs  BZA/BZE  
auch die  eigenen  Wertschöpfungskosten  des  alternativen  Anbieters  für  teilleistungsrelevante 
Vor- und  Konsolidierungsleistungen  sowie Abhol- und  Transportkosten.  Zur  sog.  „handling  
fee“  gehören  vornehmlich  die vom  alternativen  Anbieter  erbrachten Tätigkeiten  wie Freima-
chung,  Sortierung  und Einlieferung  bei d en  Annahmestellen der  DP  AG.  Je  nach  Abrech-
nungsmodell de s alternativen  Anbieters kann  die handling  fee  auch  Abhol- und Transport-
kosten beinhalten.  Teilweise  wird Letztgenanntes  separat  ausgewiesen  und abgerechnet.  
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Der  elektronische Leistungsanteil  bleibt  vorliegend unberücksichtigt,  da  dieser  Teil de r  Leis-
tung  separat  am  Markt  angeboten  und  nachgefragt  wird (vgl.  Ausführungen zur  Trennbarkeit  
der  Leistung,  4.1.1.b.).  Somit  liegt  eine  PKS v or,  wenn das Delta zwischen  Endnutzerentgelt  
und den Kosten  für  die  Inanspruchnahme des  Teilleistungszugangs BZA/BZE k leiner  ist  als 
die  Kosten  für  die teilleistungsrelevanten Vor- und  Konsolidierungsleistungen  einschließlich  
eines angemessenen  Gewinns (vgl.  Hinweise zu Preis-Kosten-Scheren  im  Sinne  des §  28  
Abs.  2  Nr.  2  TKG,  Konsultationsfassung der  Bundesnetzagentur  vom  20.12.2006).  

Hinsichtlich der  Kosten  für  die  teilleistungsrelevanten  Tätigkeiten  sowie für  die  Konsolidie-
rungsleistungen  stellt  sich die  Frage,  ob  deren  Höhe  aus der  Perspektive  des marktbeherr-
schenden  Unternehmens oder  eines tatsächlichen oder  hypothetischen  Wettbewerbers  zu  
beurteilen ist.  Während  die  Europäische  Kommission (KOM)  unter  Anwendung  des allge-
meinen  Kartellrechts  im  Rahmen  der  Verfahren  nach Art.  102  AEUV  grundsätzlich auf  die 
Kosten  des  marktbeherrschenden  Unternehmens abstellt,  wird  im  Regulierungsrecht  fallbe-
zogen die  Kostenperspektive  eines hypothetischen effizienten  Wettbewerbers eingenommen  
(vgl.  Kommission  vom  24.02.2009,  Mitteilung  der  Kommission –  Erläuterungen  zu den  Priori-
täten  der  Kommission  bei de r  Anwendung  von  Art.  82  des EG-Vertrages auf  Fälle  von  Be-
hinderungsmissbrauch  durch marktbeherrschende  Unternehmen  (2009/C  45/02),  Rn. 2 6).  
Hieraus ergeben  sich bedeutsame  praktische  Konsequenzen.    

Im  Rahmen  der  höchstrichterlich durch EuGH  bestätigten  Entscheidungspraxis der  KOM  
bezüglich  Art.  102  AEUV  ist  bei  der  PKS-Prüfung  vorrangig  die  Perspektive  des  ebenso  effi-
zienten  Wettbewerbers  (EEO)  einzunehmen. D ie  potentiellen  Behinderungswirkungen  sind  
anhand  eines  as-efficient-competitor-Tests  zu  beurteilen.  Unter  Bezugnahme auf  die „Mittei-
lung  –  Erläuterung  zu  den Prioritäten  der  Kommission  bei d er  Anwendung  von Art.  82  des  
EG-Vertrages auf  Fälle  von  Behinderungsmissbrauch “  der  KOM  weist  der  EuGH au sdrück-
lich  darauf  hin,  dass unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch die  Perspektive  eines  hypo-
thetischen  Wettbewerbers zweckmäßig  sein und  die Behinderungswirkungen  unter  Rückgriff  
auf  den  reasonably-efficient-operator-Test  (REO-Test)  geprüft  werden  kann.  Letzteres  ist  
insbesondere  dann  anzuwenden,  wenn  die  zu betrachtenden  Märkte in  hohem  Maße  durch  
Größendegressionseffekte oder  auch  Synergieeffekte  geprägt si nd.  

Im  vorliegenden Entgeltgenehmigungsverfahren  kann  nicht  abschließend  geklärt  werden,  ob 
den Entgelten  für  den  „E-POST  Brief  mit  klassischer  Zustellung“  eine dem V erfahren Post  
Danmark II  vergleichbare  Fallgestaltung  (EuGH,  Az:  C-23/14;  Rn.  61  ff.)  zugrunde  liegt  und  
also  für  eine PKS-Prüfung der  REO-Test  maßgeblich  ist.  Denn  anders  als im  Verfahren  Post  
Danmark II  werden bei  der  Analyse  der  Wettbewerbswirkungen  der  Entgeltkomponente für  
den physischen  Leistungsanteil d es hybriden E-Postbriefs nicht  die  sich  aus einer  historisch  
gewachsenen  flächendeckenden  End-to-End- Zustellorganisation  ergebenden  Kostenvorteile  
betrachtet,  deren  Duplizierung  für  einen  Wettbewerber  eine  hohe  Markteintrittsbarriere  dar-
stellt.  Zur  Nachbildung  der  physischen  Leistungskomponente  des  E-POST Brief  mit  klassi-
scher  Zustellung  bedarf  es nur  Investitionen  in Sortieranlagen  bzw.  Konsolidierungskapazitä-
ten.  Mit  Blick  auf  Sortierung und Konsolidierung  sind historisch  gewachsenen  Vorteile,  wie 
der  Beschluss  des EuGHs sie  in Bezug  nimmt, j edoch  nicht  gegeben.   

Käme  man  zu  der  Bewertung, d ass  die  historischen  Vorteile  des  marktbeherrschenden  Un-
ternehmens sich  nicht  nur  auf  die  flächendeckende  Zustellung  erstrecken  und  auch für  den 
Bereich Sortierung  und  Konsolidierung  die Marktzutrittsbarrieren  zu  bejahen  sind,  wäre  der  
Beschluss  Post D anmark II  hinsichtlich  der  Anwendbarkeit  des REO-Tests einschlägig.  Dann 
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aber  wäre die  Frage nach  dem  als Referenz  heranzuziehenden Geschäftsmodell z u  stellen  
(vgl.  Hinweise zu  Preis-Kosten-Scheren  im  Sinne  des §  28  Abs. 2  Nr.  2 TKG, K onsultations-
fassung  der  Bundesnetzagentur  vom  20.12.2006,  Seite 25  ff.).   

Eine  PKS  ist  vorliegend  jedoch  weder  bei D urchführung  eines EEO-Tests  noch  bei  Anwen-
dung  eines REO-Tests offenkundig.    

5.3.4.1.  EEO-Betrachtung 

Wird bei de r  vorzunehmenden PKS-Prüfung  die  Kostenperspektive  eines ebenso effizienten  
Wettbewerbers eingenommen,  ist  wegen  der  KeL-Orientierung  der  zu  genehmigenden  Ent-
gelte  eine  Behinderung in  Gestalt ei ner  PKS  denklogisch ausgeschlossen.  Der  (hypothetisch 
zu betrachtende)  ebenso  effiziente Wettbewerber  weist  aufgrund vergleichbarer  Skaleneffek-
te  ähnliche  Kostenstrukturen  auf  wie  das  marktbeherrschende  Unternehmen.  Die  genehmig-
ten Entgelte sind  so bemessen,  dass die  Kosten  für  die  dem  marktbeherrschenden  Unter-
nehmen  entstehenden  teilleistungsrelevanten  Tätigkeiten  über  seine  Endnutzerentgelte ab-
gegolten  werden.  Somit k önnte  ein  ebenso effizienter,  zugangsbegehrender  Wettbewerber  –  
mit  vergleichbaren  Skalen- und  Kostenvorteile wie  das marktbeherrschende  Unternehmen  – 
seine  Endnutzerleistung  profitabel  am  Markt  anbieten  und  dabei ei ne auskömmliche  Rendite  
erwirtschaften.  

5.3.4.2.  REO-Betrachtung  

Würde  man  der  PKS-Prüfung  stattdessen  die KeL  eines REO  zugrunde legen,  ergäbe  sich  
auch hier  kein offenkundiger  Verstoß  gegen  das  Abschlagsverbot  des  §  20  Abs.  3  Satz  1 Nr.  
2  PostG.  Weder  bei  Betrachtung  des  Gesamtprodukts (Summe  der  elektronischen  und  phy-
sischen  Leistungen  beim  E-POST Briefs  mit  klassischer  Zustellung)  als Endkundenprodukt  
noch bei B etrachtung  der  von  der  Beigeladenen  vorgetragenen  Variante,  die  ihre  PKS-
Betrachtung  allein  auf  verschiedene  Wertschöpfungsstufen  der  physischen  Komponente  
(Sendungsvorbereitung  und Zustellung)  richtet,  liegt  die  Feststellung  einer  PKS o ffenkundig  
auf  der  Hand.   

5.3.5.  Anhaltspunkte für  das  Vorliegen  einer  PKS 

Allerdings bestehen  Anhaltspunkte  dahingehend,  dass  bezogen  auf  die  dem  Produkt  „E-
POST Brief m it  klassischer  Zustellung“  zugrundeliegende  physische Beförderungsleistung  
die  DP  AG   in  Zusammenwirken  mit i hren  Tochterunternehmen  DP I HS  und  DP  EPS du rch  
ihr  Verhalten  am  Markt  eine  den  Wettbewerb auf  dem  Briefmarkt  behindernde  PKS  begrün-
den könnte.  

Eine  potentielle  Behinderungswirkung  in  Gestalt  einer  PKS  könnte  sich  bei B etrachtung  der  
beantragten  physischen  Leistung ergeben.  Hierfür  spricht  der  Umstand,  dass Anbieter  von 
Briefzustelldienstleistungen,  welche vergleichbare  Produkte  wie die  Antragstellerin  vermark-
ten oder  vermarkten  wollen,  nicht  imstande  sein  könnten,  ein  wettbewerbsfähiges Angebot  
für  ein  mit  dem  beantragten Beförderungsentgelt  für  den  E-Postbrief  mit  klassischer  Zustel-
lung  vergleichbare Leistung auf  dem  Endkundenmarkt  erfolgreich  zu  platzieren.   

Ebenso  wie  die Antragstellerin  müsste  ein hinreichend  effizienter  Wettbewerber  im  Sinne  der  
PKS-Norm  Sendungen  konsolidieren  und  zusätzlich die wertschöpfenden  Tätigkeiten  der  
Antragstellerin  erbringen. I m  Rahmen  des  PKS-Szenarios würde  unterstellt,  dass  ein  den 
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Teilleistungszugang  in  Anspruch nehmender  alternativer  Anbieter  anstelle  der  DP  IHS  die  
Konsolidierungsleistungen  - welche typischerweise über  die „handling  fee“  abgegolten  wer-
den - und  zusätzlich die  von  der  Antragstellerin beauftragte  Abholung  beim  Druckdienstleis-
ter  und  weitere erbrachte  Koordinierungsleistungen  im  Zusammenhang  mit  der  physischen  
Beförderungsleistung  des  E-Post-Briefs übernimmt.   

Bei  Betrachtung  der  einzelnen Leistungskomponenten  könnte insbesondere bezüglich  der  
„handling  fee“  der  DP  IHS  eine  PKS-Problematik  bestehen.  Dieser  Befund  stützt  sich  auf  die  
die  Erkenntnisse  aus  der  von der  Kammer  durchgeführten  Markterhebung.  Die Kammer  hat-
te  im R ahmen  einer  anlassbezogenen  Unternehmensbefragung  die  –  gemessen  am S en- 
dungsvolumen  - größten  44 alternativen  Anbieter  für  Briefdienstleistungen  zu deren  ge- 
schäftlicher  Ausrichtung  und  Gewinnsituation  2017  bis 2020 befragt. I m  Wesentlichen ging  
es um  Angaben zu  Sendungsmengen,  Preisen,  Umsätzen und  Kosten  für  die  verschiedenen  
Geschäftsmodelle.  

Auf  die  Befragung  haben  36  Unternehmen  geantwortet.  Als  Ergebnis der  Befragung  hat si ch  
herauskristallisiert,  dass lediglich drei  der  befragten  Unternehmen  weit  überwiegend  bzw.  
ausschließlich  die  Konsolidierung  als Geschäftsmodell v erfolgen.  Bei de n  übrigen  Unter- 
nehmen  wird der  Teilleistungszugang  mit  abnehmender  Tendenz  nur  für  die Ableitung  von  
Briefsendungen  genutzt,  die  sie  nicht sel bst  zustellen  können  bzw.  von anderen  - nicht  dem  
DP  AG  Konzern angehörenden  - Kooperationspartnern  zugestellt w erden können.  

Als Indiz  der  Behinderungswirkung  könnte die  Gewinn- und  Verlustsituation  des umsatz- 
stärksten,  den  Teilleistungszugang  nutzenden  alternativen  Anbieters  sein.  Das umsatz- 
stärkste Unternehmen verzeichnet einen     

 im Konsolidierungsgeschäft. Ebenso weist der zweitgrößte Kon-       
solidierer     

 auf. Auch hinsichtlich der weiteren Unternehmen zeigt sich, dass die weitgehend          
komplementäre Nutzung des Teilleistungszugangs zur End-to-End-Briefzustellung      

 ist.  

Darüber  hinaus  könnte  auch  die Höhe  der  durchschnittlichen  „handling  fee“  der  alternativen  
Anbieter  im V ergleich zur  handling  fee  der  DP  IHS  für  das  Vorliegen  einer  PKS  sprechen.  
Die  durchschnittliche  mengengewichtete „handling  fee“  der  marktstärksten  alternativen  An- 
bieter  liegt  ausweislich  der  Kostenkalkulation  für  das Produkt  E-Post-Brief  mit  klassischer  
Zustellung   mitunter     

 dem Ansatz für die „handling fee“. Auch bei Beschränkung auf die alternativen Anbieter,             
welche vorrangig den Teilleistungszugang nutzen  ,    

 die von der DP     
IHS  gegenüber  der  Antragstellerin  in  Rechnung  gestellte  durchschnittliche  „handling  fee“.   

Schließlich zahlen  alternative  Anbieter  nach  den  ersten  Ergebnissen  der  Erhebung  im  
Durchschnitt  höhere Entgelte  für  die  Nutzung  des  Teilleistungszugangs  BZA/  BZE  als die DP  
IHS.  Dieser  Befund  deutet  darauf  hin,  dass  alternative  Anbieter  aufgrund  von  Skalennachtei- 
len  in  ihren  Wettbewerbsmöglichkeiten  behindert se in könnten.   

Diese  aus  der  bisherigen  Auswertung  der  Marktdatenerhebung gewonnenen Erkenntnisse  
besitzen  jedenfalls Indizcharakter. U m be lastbare Ergebnisse  hinsichtlich des Vorliegens 
einer  PKS  zu generieren,  bedarf  es  jedoch  weitergehender  Prüfschritte.  
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5.3.6.  Künftige  Kostenmodellierung im  Rahmen  eines  Überprüfungsverfahren   
 gemäß  §  24  PostG  

Zur  Beurteilung  der  genannten  Gewinn- und Verlustsituation  der  für  die  Modellierung  heran-
gezogenen  alternativen,  den Zugang  nutzenden  Anbieter  bedarf  es  aus Gründen  der  Ver-
gleichbarkeit  insbesondere  der  Differenzierung hinsichtlich  der  konkret  tangierten  Kunden-
segmente.  Insoweit  ist i m  vorliegenden  Verfahren  insbesondere  die Ergebnissituation  dieser  
alternativen  Anbieter,  d.h.  deren  Kosten- und Erlössituation  im  Großkundensegments von  
Bedeutung.  Dies betrifft  insbesondere Absatz- und  Umsatzangaben der  größten  Versender-
gruppen  (sog.  Top  Ten).  Erst  nach  Auswertung  dieser  zusätzlichen,  noch  nicht  vorliegenden  
Informationen  ist  die  Kammer  in  der  Lage,  über  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  ein aternativer  
Anbieter  ein  vergleichbares Angebot  wie  die  DP  IHS un terbreiten könnte,  welches  ihm  eine  
auskömmliche Rendite ermöglichen würde.  

5.3.6.1.  Grundsätze  der  Kostenmodellierung  

Die  Modellierung  eines  effizienten  Wettbewerbers  erfordert  neben den  allgemeinen  Marktda-
ten detaillierte Informationen zu  Prozessen  und  Kostenstrukturen  der  alternativen  Anbieter.  
Für  das  in  Rede stehende  Verfahren  sind  solche  Wettbewerbsunternehmen in  den  Blick  zu 
nehmen,  die  für  ihre  Endkundenleistungen  den  in  §  28  PostG  normierten  Teilleistungszu-
gang  nutzen.  Im  Rahmen  der  PKS-Prüfung  ist  der  Frage  nachzugehen,  ob  ein Wettbewer-
ber,  der  auf  den  Teilleistungszugang  der  DP A G  angewiesen  ist  und  sie  somit m it  der  Zustel-
lung  seiner  Sendung  beauftragt,  in  der  Lage  ist,  wettbewerbsfähige  Angebote  zu  unterbrei-
ten.  Mit  der  Etablierung  des Teilleistungszugangs in §  28  PostG w urde  ein zentrales Wett-
bewerbstool z ur  Ermöglichung  funktionsfähigen  Wettbewerbs auf  dem  End-to-End-
Briefbeförderungsmarkt  geschaffen.  Daher  sind  für  die Prüfung eines Missbrauchs  in Gestalt  
einer  PKS  vorrangig  teilleistungszugangsbasierte  Geschäftsmodelle zu  untersuchen.  Eine  
Betrachtung  von “reinen“   End-to-End-Briefbeförderungsunternehmen  verbietet  sich  dem-
nach im  Zusammenhang  mit  der  Prüfung  eines  Preisstrukturmissbrauchs im  Rahmen  einer  
PKS.  

Zur  Ermittlung  der  relevanten  auskömmlichen „handling  fee“  eines  effizienten  Wettbewerbers  
müsste auf  die  im  Rahmen  der  anlassbezogenen  Erhebung  gewonnenen  Daten  der  größten  
Briefbeförderungsunternehmen  zurückgegriffen  werden,  die für  ihre  Endkundenangebote 
entweder  das  Geschäftsmodell de r  Konsolidierung  verfolgen  oder  für  die  nicht  selbst z uge-
stellten  Briefsendungen  den  Teilleistungszugang  in  Anspruch nehmen.    

5.3.6.2.  Anforderungen an Datengrundlagen  

Für  die  Fragestellung  von  besonderer  Bedeutung  sind  bezogen  auf  die  Top-Kunden neben  
den Umsatz- und  Kostendaten  insbesondere auch Auskünfte  bezüglich der  konsolidierten  
Sendungsmengen  sowie  Angaben  zu  den  gewährten  „handling  fees“.  Im  Fokus  stehen  die 
Kosten  der  alternativen Anbieter  für  eigene  Konsolidierungsleistungen  einschließlich Kosten 
für  die  Abholung und  die  Zustellung  der  von  den  Wettbewerbern eingelieferten  Teilleistungs-
sendungen  durch  die DP  AG.  

Zur  konkreten  Berechnung einer  PKS  müssten  die Kosten  der  DP I HS  für  die  teilleistungs-
konforme Aufbereitung  den  Kosten  des hinreichend  effizienten  Wettbewerbers  gegenüber-
gestellt  werden.  Die  Kosten  der  DP  IHS  entsprechen den Angaben  in der  Kostenkalkulation  
(vgl.   Gliederungspunkt  5.2.). S ie beinhalten  Personal-,  Sach- und  Gemeinkosten  sowie  ei-
nen Gewinnzuschlag.  Für  die  als  effizient  anzusehenden  alternativen  Anbieter  hat si ch sich  
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die  Kammer  vorrangig  auf  die Angaben  im  Erhebungsbogen  zu  stützen,  die zusätzlich  einer  
detaillierten  Aufbereitung bedürfen. F ür  alternative  Anbieter  sind  Personalkosten  differenziert  
herzuleiten.  Zudem  sind  Sachkosten  für  anteilige  Abschreibungen,  Wartungs-, M ietkosten  
und sonstige  anteilige  Fixkosten  anzusetzen.  Für  die  Personal- und  Sachkosten  sind  die im  
Zusammenhang  mit  Konsolidierungsleistungen anfallenden  Skaleneffekte  angemessen  zu 
berücksichtigen.  Diesbezüglich  bedarf  es einer  Analyse der  einzelnen  Kostenpositionen  hin-
sichtlich ihres  Fixkostencharakters.  Der  letztgenannte Begriff  umschreibt  den  Grad  der  Vari-
abilität  der  Kosten  in  Abhängigkeit  von  der  beförderten  Sendungsmenge. I m  Rahmen  der  
Kostenmodellierung  sind  insbesondere  Kostennachteile  für  einen  hinreichend  effizienten  
Wettbewerber  für  den  Teilleistungszugang  zu  quantifizieren,  da sie  aufgrund der  von  ihnen  
im  Rahmen  des  Teilleistungszugangs BZA/BZE  eingelieferten Sendungsmengen  möglicher-
weise  nicht  die  höchsten  Rückerstattungssätze  erhalten.  Schließlich  müssten  Aufschläge  für  
Gemeinkosten  und  für  einen  angemessenen  Gewinn  berücksichtigt  werden.  Diese Angaben  
sind notwendig,  um  die  von  den  Konsolidierern  genannten Angaben  zur  durchschnittlichen 
„handling  fee“  vertiefend  zu prüfen.   

5.3.7.  Zusätzlicher  Vortrag  des  Beigeladenen  im  aktuellen  Verfahren 

Der  Beigeladene  beschränkt  seinen  Sachvortrag  im  vorliegenden Verfahren  im  Wesentlichen 
auf  die  PKS-Thematik.  Nach  seiner  Einschätzung  sind  die beantragten  Entgelte  rechtswidrig,  
da  sie  eine  missbräuchliche  PKS  gem.  §  20  Abs. 4  PostG a ufweisen.  Sowohl  bei d en Entgel-
ten der  Antragstellerin  als  auch bei  den  DP  IHS-Entgelten  handele  es sich  um  Entgelte für  
eine  Endkundenleistung,  die  gegenüber  der  Zugangsleistung  weitere Wertschöpfungsstufen  
umfasse.  Die verbleibenden  Spannen  zwischen  Endkundenentgelten  und  den  Vorleistungs-
entgelten reichten  nicht  aus,  um  einem  hinreichend  effizienten  Unternehmen  die  Erzielung  
einer  angemessenen Gewinnmarge auf  dessen  Eigenanteil an   der  Wertschöpfung  zu  ermög-
lichen.  

Soweit  der  Beigeladene  pauschal b ehauptet, e in hinreichend  effizienter  Wettbewerber,  der  
die  Zugangsleistung der  DP  AG  in  Anspruch  nehme,  sei ni cht  in der  Lage,  eine  angemesse-
ne  Rendite  zu  erwirtschaften,  lässt  die von  der  Kammer  vorgenommene  Auswertung  diesen  
Schluss, j edenfalls bezogen  auf  den  effizienten  und  den  Teilleistungszugang  nutzenden  
Wettbewerber,  nicht  zu.   

Zudem  vertritt  der  Beigeladene  die Ansicht,  bei  der  Beurteilung  einer  PKS  im  Hinblick auf  
einen  hinreichend  effizienten  End-to-End--Wettbewerber  käme  es auf G ewinne aus eigenen  
Zustellleistungen  nicht  an und nur  die  EBIT-Situation  hinsichtlich der  auf  der  Zugangsleistung  
beruhenden  Endkundenleistung  sei  insoweit  maßgeblich.  

Dieser  Auffassung  folgt  die  Kammer  nicht.  Das  Konzept  der  PKS  geht  primär  von  einem  
Wettbewerber  aus,  der  seine  Sendungsmengen  überwiegend  über  den  Teilleistungszugang  
der  DP A G  abwickelt.  Nicht  zum  Adressatenkreis  dieses Preisstrukturmissbrauchs  zählen 
solche Unternehmen,  die  eine eigene  Zustellinfrastruktur  aufgebaut  haben  und  den  Teilleis-
tungszugang nur  in  geringem  Umfang  zwecks Ableitung der  nicht  selbst  zugestellten Sen-
dungen  nutzen.  

Der  Beigeladene  fordert  eine  Ausweitung  des  Anwendungsbereichs der  PKS  - Norm au f  sol-
che  Unternehmen,  die  ausschließlich  oder  zusätzlich End-to-End-
Briefbeförderungsleistungen  anbieten,  auch  wenn  sie  nicht  unmittelbar  Adressat  der  Rege-
lung  seien.  Sie  bedürften  eines umso  größeren  Schutzes  je  höher  die  von  ihnen erreichte 
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Wertschöpfungsstufe  sei.  Auch  der  verfassungsrechtliche  Infrastrukturauftrag  nach  Art.  87  f  
Abs.  2  GG  unterstreiche  die  besondere  Schutzbedürftigkeit  infrastruktureller  Versorgung mit  
Postdienstleistungen  und  somit  die  genannten  Unternehmen.  Auf  einfachgesetzlicher  Ebene 
sei  den Zielen in §  1 PostG  ein  entsprechender  Schutz  zu entnehmen.  

Dieser  Argumentation  schließt  sich die  Kammer  nicht  an. D ie  von  der  Beigeladenen ange-
sprochene  Thematik betrifft  in  der  Sache  keine PKS,  die zugangsbegehrende Unternehmen  
schützt,  sondern  eine  sog.  KKS  (Kosten-Kosten-Schere).  
Die  KKS,  die  auf  die Situation von  Unternehmen  eingeht,  die für  ihre  Endkundenangebote 
eigene  Infrastrukturen  aufgebaut  und  Investitionen getätigt  haben,  ist  dem  Postrecht  fremd.  
Eine  entsprechende  KKS-Prüfung  ist  zwar  im  Telekommunikationssektor  anerkannt (   vgl.  
Lindner, G rundfragen  PKS  und  KKS,  BRJ 01/2016,  21,  25  ff.)  und  wird  von  der  Bundesnetz-
agentur  angewandt  (vgl.  z.B.  BK3c-17/039  vom  20.10.2017,  S.  147  ff.).  Sie  ist  nicht  unmittel-
bar  dem  TKG  zu  entnehmen  und  wird teleologisch  hergeleitet  aus  dem  Konsistenzgebot  des  
§  27  Abs.  2  TKG  und dem  auf  diesem  Gebot f ußenden  Konzept  der  Investitionsleiter  in  Ver-
bindung  mit d em  expliziten Regulierungsziel de r  Förderung  von Infrastrukturinvestitionen des  
Telekommunikationsrecht  (§  2  Abs. 3  Nr.  4 TKG).  Weder  ein  entsprechendes Regulierungs-
ziel no ch  ein vergleichbares Konsistenzgebot  oder  das  Konzept  der  Investitionsleiter  sind  
jedoch dem  PostG  zu  entnehmen.  Das  Postrecht  bietet  damit  im  Gegensatz  zum  TKG  keine  
relevanten Anknüpfungspunkte  für  eine entsprechende Herleitung.   

Zudem  ist  zu berücksichtigen, d ass  der  Gesetzgeber  in  Kenntnis der  PKS- und KKS-
Thematik im T elekommunikationssektor  erst v or  wenigen  Monaten die  explizite PKS-Norm i n  
das PostG  aufgenommen  hat,  ohne  zugleich die  Situation  der  KKS  mitzuregeln.  Die  Kammer  
sieht  daher  in  diesem G esamtkontext k einen  rechtlichen  Anknüpfungspunkt f ür  die (analoge)  
Herleitung einer  KKS  im P ostrecht.  

Auch  der  vom  Beigeladenen  geforderten  Ausweitung des Anwendungsbereichs eines Preis-
strukturmissbrauchs auf  der  Basis von  Art.  87  f  GG  schließt  sich  die  Kammer  nicht  an.  Art.  
87  f  Abs.  1 GG  begründet  eine  Pflicht  des  Bundesgesetzgebers und  der  Bundesexekutive  
zur  Gewährleistung  flächendeckend  angemessener  und  ausreichender  Dienstleistungen,  
aber  keine  subjektiven  Rechte gegen  den  Staat ( vgl.  Jarass/Pieroth,  Grundgesetz  Kommen-
tar,  15.  A.,  2018,  Art.  87f  GG,  Rn.  5).  Es  obliegt  der  Gestaltungsfreiheit  des Gesetzgebers,  
inwieweit  er  subjektive  Rechte einräumt  (vgl.  Maunz/Dürig/Herzog,  GG- Kommentar,  60.  
Lfg,,  Oktober  2010,  Möstl,  Art.  87  f  GG, R n. 63 ).  
In  der  Sache  gewährleistet  Art.  87  f  Abs. 1  GG  die  bundesweite  Erbringung  des Universal-
dienstes,  der  von  der  DP  AG   und  anderen  Briefbeförderungsunternehmen erbracht  wird.  
Eine  konkrete  Investitionsförderung  einzelner  alternativer  Postdienstleister  im  Rahmen von  
Entscheidungen  der  Kammer  und  ohne gesetzliche Grundlage,  wie  von der  Beigeladenen 
gefordert,  lässt  sich  hieraus nicht  ableiten.  Zusätzlich  mangelt es   dem  Postrecht  an  konkre-
ten Aussagen  zum  Schutz  von  Investitionen,  die  sich im  TKG  finden.  

Das vom  Beigeladenen  bemühte,  sehr  allgemein  gefasste  postrechtliche  Ziel de s chancen-
gleichen  und  funktionsfähigen Wettbewerbs allein, r eicht  als  Basis für  eine  entsprechende  
analoge  Herleitung  der  KKS i m  Postrecht  nicht  aus.   

Soweit  in  §  1  PostG  die  Gewährleistung  flächendeckend  angemessener  und ausreichender  
Dienstleistungen  als Gesetzeszweck  genannt w ird,  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  dieser  Re-
gulierungszweck  allein  auf  objektiv-rechtlicher  Ebene  verbleibt  (vgl.  Postgesetzkommentar,  
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2.  A.,  2004,  § 1,  Herdegen,  Rn.  14)  und  der  Beigeladene  hieraus keine  subjektiven Rechte  
einzelner  Postdienstleister  herzuleiten  vermag.   

Der  Beigeladene  trägt m it  Schreiben 09.11.2021  außerdem  vor,  maßgebliche  Referenz  des 
Abschlagsverbots  seien  nicht  die  KeL,  sondern ein  Wettbewerbspreis,  der  dem  hinreichend  
effizienten  Wettbewerber  eine  Gewinnmarge  erlaube,  die dem p ostgesetzlichen Ziel  der  
Wettbewerbsförderung  Rechnung trage.  Dem  ist  zu entgegnen:  

Die  Etablierung  eines neuen  Missbrauchstatbestands in  Form  der  PKS set zt  nicht  per  se  den  
postgesetzlich verankerten  KeL-Maßstab  als Referenz  für  die  Abschlagsprüfung außer  Kraft.  
Die  PKS  orientiert  sich  am  hinreichend  effizienten  Wettbewerber  und  geht  der  Frage nach,  
ob  dieser  imstande  wäre,  bei  Inanspruchnahme  des Teilleistungszugangs und  den  hierfür  zu  
entrichtenden  Entgelten  ein  auskömmliches Angebot  am  Endkundenmarkt  zu  unterbreiten.  
Dieser,  der  PKS-Norm  innewohnende  Gedanke  der  Nachbildbarkeit  ist  beschränkt  auf  teil-
leistungsnutzende Wettbewerbergruppen.  Für  eine  Ausweitung  auf  weitere Gruppen,  insbe-
sondere auf  solche,  die  den  Teilleistungszugang  nicht  nutzen,  ergeben  sich keine  rechtlichen 
Anknüpfungspunkte.  Der  REO-Gedanke,  der  der  PKS-Norm  zugrunde  liegt,  ist som it  restrik-
tiv  zu  verstehen.  Die  vom  Beigeladenen  geforderte  weite  Auslegung  dahingehend,  dass  der  
Wettbewerbspreis ein tauglicher,  genereller  Anknüpfungspunkt  über  die  KeL hinaus darstel-
len  könnte, i st  abzulehnen.  Das  REO-Konzept un d  der  darauf  basierende Wettbewerbspreis 
gilt  nur  für  das  beschriebene spezielle  Szenario  eines den Teilleistungszugang nutzenden 
Wettbewerbers.  Eine  generelle Abkehr  von den  KeL  kann  aus  der  neuen  PKS-Norm  nicht  
abgeleitet  werden.   

Ein Verstoß  gegen das  Abschlagsverbot  nach  §  21 Abs. 3  Satz  1 Nr.  2  PostG  durch  nicht  
erhöhte  Teilleistungsentgelte,  liegt  - entgegen  der  Auffassung  des  Beigeladenen  – nicht  vor.  
Dies  ergibt si ch  bereits aus  der  von der  Kammer  im  Rahmen des  Price-Cap-Verfahrens  ge-
prüften  und  vorhandenen KeL-Deckung  der  Entgelte.  Solange die  KeL gedeckt si nd,  werden  
die  Anforderungen  des  Postgesetzes erfüllt.  Die  vom  Beigeladenen  mit  Verweis auf  die  PKS-
Norm g eforderte Abkehr  vom  KeL-Maßstab  unter  inzidenter  Prüfung  der  Teilleistungsentgel-
te  verbietet  sich.  Dies gilt  erst  recht,  weil d ie  Teilleistungsentgelte  keine  Endkundenentgelte,  
sondern Vorleistungsentgelte  darstellen.  Bei d ieser  Betrachtung  wären  die  BZA-/BZE-Tarife  
Vorleistungen,  auf  deren  Grundlage  Wettbewerber  Endkundenleistungen  anbieten.  Für  die  
PKS-Thematik sind jedoch  das Vorleistungsentgelt  samt  „handling fee“  als Endkundenleis-
tung  zu  betrachten.  Solange  sämtlichen  Wettbewerbern  die  Teilleistungen  zu  den  gleichen  
Konditionen  eingeräumt  werden  wie auch  der  DP I HS,  wird dem  Gesetz  samt G esetzesbe-
gründung  genügt.  Die Höhe  des Teilleistungsentgelts  kann  ursächlich  keine  PKS b egründen.  
Diese  Feststellung  gilt  unabhängig  davon, o b  die  Teilleistungsentgelte unverändert  bleiben 
oder  angehoben  werden.  Hieraus folgt,  dass  der  Umstand  der  potentiell i m  kommenden Jahr  
unverändert  bleibenden Teilleistungsentgelte  keine  PKS  zu begründen  vermag.  

Gleiches  gilt f ür  die  Gewinnbemessung:  Dass  wegen  des vermeintlich höheren  unternehme-
rischen Risikos der  Wettbewerber  im  Verhältnis  zum  Marktbeherrscher  ersteren  ein höherer  
Gewinn zuzubilligen  wäre,  wie der  Beigeladene  fordert,  kann  der  PKS  - Neuregelung  nicht  
entnommen werden.  Inwieweit  Wettbewerber  überhaupt  „höheren“  Risiken  ausgesetzt  sein 
sollen,  ist m it  Blick auf  die restriktiven Universaldienstleistungsvorgaben  an den  Marktbe-
herrscher  samt  des  ausschließlich den Marktbeherrscher  betreffenden  Regulierungsregimes 
bereits  fraglich und  wurde  von  der  Beigeladenen auch nicht  substantiiert d argelegt.  Ohnehin  
ließe  sich  die Frage  der  etwaigen höheren  Gewinnbemessung  vorliegend wegen  des  REO-
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Konzepts im  Rahmen  der  PKS nu r  auf  die den  Teilleistungszugang  begehrenden Wettbe-
werber  beziehen.   

6. 	 Befristung  der  Entgeltgenehmigung  (Tenor  zu  2.)  

Die  Entgelte werden  befristet  vom  01.01.2022  bis  31.12.2022  genehmigt.  Die Gesetzes-
begründung  zum  Postgesetz  (BT-Drs. 1 3/7774,  Seite 25)  nennt  als Nebenbestimmung  im  
Sinne  des  § 22  Abs.  3  PostG  ausdrücklich die  Möglichkeit, P reisgenehmigungen  zu  befris-
ten.  

Mit  der  Befristung  der  Entgelte bis  zum  31.12.2022 wird dem  Antrag entsprochen. D ie  Kalku-
lation  der  Entgelte  für  den „E-POST  Brief  mit  klassischer  Zustellung“  basiert i m  Wesentlichen  
auf  den  Entgelten  der  Basisprodukte  Brief  National de r  Muttergesellschaft  der  Antragstelle-
rin.  Aber  auch  die  Teilleistungs- und  Konsolidierungsentgelte beinhalten  eine  wesentliche  
Kostengrundlage.   

Bei  sich abzeichnenden Entgeltanpassungen  der  Grund- oder  Teilleistungsprodukte  würden 
aufgrund  des Verbots  der  Selbstbegünstigung  Anpassungen  der  vorliegend  genehmigten  
Entgelte  zwingend  erforderlich.  Vor  diesem  Hintergrund erscheint  die  kurze  Befristung  des 
Genehmigungszeitraums  sachgerecht.  

Dem  zuvor  beschriebenen  Umstand, d ass  eine  PKS  zwar  nicht  offenkundig  ist,  jedoch  An-
haltspunkte  eine mögliche PKS i ndizieren,  kann  nicht  über  eine verkürzte  Befristung  begeg-
net  werden.  In  der  öffentlichen  mündlichen Verhandlung  hat  die  Antragstellerin darauf  ver-
wiesen,  dass  der  Zeitpunkt,  in  welchem  eine  PKS  nachgewiesen  werden  könnte,  nicht  fest-
steht,  weshalb  eine konkrete  Befristung  nicht  sinnvoll  erscheine. M öglicherweise könne  eine  
PKS au ch zum  Auslaufen  einer  kürzer  befristeten  Entscheidung  nicht  nachgeiwesen  werden,  
dann  ergebe  die  Frist  jedoch  keinen  Sinn.   

Wenn  das  Vorliegen  einer  PKS,  die  eine  missbräuchliche  Wettbewerbsbeeinträchtigung dar-
stellt,  früher  festgestellt w erden kann,  ist  das  Abwarten  bis zum  Auslaufen der  genehmigten  
Entgelte  aus  Sicht d er  Wettbewerber  unzumutbar.  Die  Kammer  würde  in dem  Moment,  in 
welchen  Tatsachen  die  Annahme  eines  Verstoßes gegen  die  Maßstäbe  des §  20  Abs.  3 Satz  
1  Nr. 2  PostG  rechtfertigen,  ein Verfahren  der  nachträglichen  Entgeltüberprüfung  einleiten.  
Eine  Verkürzung der  beantragten  Genehmigungsfrist  ist  vor  diesem  Hintergrund  nicht e rfor-
derlich.  

7. 	 Widerrufsvorbehalt  bei  Änderung  von  Entgelten  von Vorleistungen,  Basis-
produkten  und  Rabatten  (Tenor  zu  3.)  

Mit  der  Regelung  in  Tenor  zu 3. h at  die Beschlusskammer  sich  den  Widerruf  der  Genehmi-
gung  für  den  Fall v orbehalten,  dass sich  die  Entgelte oder  Kosten  für  zur  Erbringung  der  ge-
nehmigten  Dienstleistung  in  Anspruch  genommener  Leistungen  anderer  konzernangehöriger  
Unternehmen  nach  Beschlussfassung  ändern  oder  solche  Entgelte  auf  Grund  nachträglich  
eingetretener  Tatsachen  abgeändert  werden.   

Die  Gesetzesbegründung  (BT-Drs. 13 /7774  S. 25 )  nennt  als Nebenbestimmung  im  Sinne 
des § 22  Abs.  3  PostG  ausdrücklich die  Möglichkeit,  die  Genehmigung  mit  den  in  §  36  Abs.  
2 VwVfG  genannten  Nebenbestimmungen,  also auch  mit  einem  Widerrufsvorbehalt,  zu  ver-
sehen.   
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Der  Widerrufsvorbehalt  dient  vorliegend  dem  Zweck,  eine  Überprüfung  der  Genehmigungs-
voraussetzungen  von  Amts  wegen  dann  zu ermöglichen,  wenn  sich die  Bedingungen  oder  
kalkulatorischen  Annahmen, di e zum  Zeitpunkt  der  Genehmigung vorlagen,  während  der  
Laufzeit  der  Entgeltgenehmigung ändern.  Durch Aufnahme  des Widerrufsvorbehalts soll  ver-
hindert  werden,  dass  die  Antragstellerin  nach  Bescheidung  des Entgeltantrags  dessen  Kal-
kulationsgrundlagen  verändert  und  hierdurch  ggf.  bestimmte  Kundengruppen  bevorzugen  
könnte.  Die sich potentiell än dernden  Kalkulationsgrundlagen  beruhen  auf de r  Besonderheit  
des E-Postbrief-Produkts,  das  auf  andere  Entgelte (Standardentgelte,  Teilleistungsentgelte,  
Infrastrukturrabatt, B earbeitungsentgelte  der  DP  IHS)  Bezug  nimmt.  Zur  Abwendung  von  
Inkonsistenzen  innerhalb  des Entgeltgefüges und  damit  auch  zur  Verhinderung  möglicher  
Diskriminierungstatbestände müssten  die  E-Postbriefentgelte  bei  Änderungen  bei d en  zu-
grundeliegenden  Produkten  unmittelbar  angepasst  werden.   

Der  Widerrufsvorbehalt  ist  damit a uch  geeignet,  auf  die  Wirkungen  - von  den  Planungsan-
nahmen  der  Antragstellerin  - abweichender  Entgelte  der  Basisprodukte  der  DP A G  zu  rea-
gieren.  Allerdings würden  auch  etwaige Änderungen  der  bislang  der  Kalkulation  zugrunde  
gelegten  Entgelte  für  die  Basisprodukte  nicht  zwangsläufig zu  Änderungen  der  E-Postbrief-
Entgeltkalkulation  führen.  Denn die  Entgelte  der  Basisprodukte  sind  nicht  unmittelbarer  Ent-
geltbestandteil  der  hier  zu genehmigenden  Entgelte. A llerdings  fußen  die  Teilleistungsrabatte  
(Teilleistungsentgelte)  auf  den  im  Wege  der  Price-Cap-Regulierung  zu genehmigenden  Ent-
gelten  für  die  Basisprodukte  Standard-,  Kompakt-,  Groß- und  Maxibrief.  Da  eine  Änderung 
der  Basisentgelte  –  aufgrund  der  von der  DP  AG  verwandten Verknüpfung  von Basis- und  
Teilleistungsentgelten  – auch eine  Änderung der  Teilleistungsentgelte  als Kostenkomponen-
te  für  die hier  zu  genehmigenden  Entgelte nach  sich ziehen könnte,  dient  die  Aufnahme  des  
Widerrufsvorbehalts der  Absicherung  –  auch –  sich hieraus  potentiell e rgebender  Inkonsis-
tenzen.  

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen  diesen  Beschluss  kann innerhalb  eines Monats nach  Zustellung  Klage  bei d em  zu-
ständigen  Verwaltungsgericht  Köln, A ppellhofplatz,  50667  Köln,  erhoben  werden.  Eine  Klage  
hat k eine  aufschiebende  Wirkung.  

Vergebührung:  Der  Gebührenbescheid  nach  den  Regeln  des BGebG  i. V .  m.  BKGebV  i.V.m.  
der  Verwaltungsvorschrift  VwVBKGebV  ergeht  mit g esondertem  Bescheid.  

Bonn,  den  30.11.2021  

Balzer  

Beisitzer  als Vorsitzender  

Meyerding  

Beisitzer  

Willemsen  

Beisitzerin  
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